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1 Einleitung 
 
 Gegenstand der Arbeit 1.1
„Nicht geschenkt, sondern verdient“1. Unter diesen Leitspruch stellte die 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales Andrea Nahles den im Januar 
2014 beschlossenen Gesetzentwurf zum sogenannten Rentenpaket. Ganz 
konträr zu dieser Aussage waren die Stimmen aus den verschiedenen 
politischen Lagern2, der Presse3 und einiger Spezialisten auf dem Gebiet 
des Rentenversicherungsrechts. Landläufig wurde das „Gesetz über 
Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung“4 eben 
doch als Wahlgeschenk und Klientelpolitik5 gesehen, wenngleich auch bei 
manchen Aspekten die Richtigkeit des Gerechtigkeitsgedankens nicht von 
der Hand gewiesen werden konnte.6 
Der Schritt der Leistungsverbesserungen in der Rentenversicherung war 
nach den Erfahrungen und Prognosen der vorangegangenen Jahre eine 
Kehrtwende hinsichtlich der Nachhaltigkeit der Rentenpolitik. So wurden 
die Bürger7 zuvor aus Gründen des demografischen Wandels8 mit einer 
vorausschauenden Politik konfrontiert, die sie auf eine spätere und 
geringere Rente vorbereitete.9  
 
Dies lässt die überlegenswerte Annahme zu, dass die deutsche 
Rentenpolitik nach Jahren der Konsolidierung nicht mehr entsprechend 
der Herausforderungen der Zeit ausgearbeitet wird. Vielmehr ist die 
                                            
1
 BMAS, 2014. 
2
 Vgl. Müller, 2014. 
3
 Vgl. u.a. Volmer, 2014. 
4
 Deutscher Bundestag, 2014. 
5
 Vgl. u.a. dpa, 2014. 
6
 Inhaltliche Ausführungen zum RV-Leistungsverbesserungsgesetz unterbleiben aus 
Gründen der Aktualität der Thematik und des Umfangs dieser Arbeit. Für genauere 
Informationen wird auf das Gesetzeswerk als solches verwiesen.  
7 In dieser Arbeit wurde sich um eine geschlechtsneutrale Formulierung bemüht. 
Gleichwohl wird aus Gründen der Lesbarkeit oftmals auf die männliche Form 
zurückgegriffen. In diesen Fällen sind aber alle Geschlechter gemeint. 
8
 Auf den demografischen Wandel betreffende Ausführungen zu Prognosen und 
Auswirkungen desselben wird in dieser Arbeit verzichtet. Eine Grafik zur 
Veranschaulichung befindet sich jedoch in Abbildung 1 auf S.3. 
9
 Vgl. u.a. Deutschlandfunk, 2014. 
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Vermutung anzustellen, dass die Rentenpolitik auf große Wählergruppen 
zugeschnitten wird, um deren Stimmen zu gewinnen. Müsste dem 
zugestimmt werden, wäre eine der zentralen Säulen der sozialen 
Sicherung zum Spielball kurzfristiger Interessen von Parteien geworden. 
 
Eine mögliche Erklärung eines solchen Schrittes könnte die wachsende 
„rentennahe“ Wählergruppe bieten. Schon jetzt macht dieser 
„Personenkreis ab 60 Jahren“ über ein Drittel der Wahlberechtigten aus. 
Er weist zugleich eine überdurchschnittlich hohe Wahlbeteiligung auf. Der 
Anteil dieser Personen, die sich eine günstige Rentenpolitik wünschen soll 
in den nächsten Jahren weiter steigen.10 Das Ringen um dieses an 
Einfluss gewinnende Wählerfeld könnte ein Anlass gewesen sein, von der 
bisherigen vorausschauenden Rentenpolitik abzukommen. 
 
Aber waren die jüngsten Reformen vielleicht doch unumgänglich und sind 
in den bisherigen Prozess einzuordnen? Waren die Vergünstigungen auf 
lange Sicht geplant oder haben sie sich erst bei den 
Koalitionsverhandlungen entwickelt? Kann man allein durch 
Leistungsverbesserungen, die den älteren Wählern nutzen auf 
Klientelpolitik schließen? 
                                            
10
 Vgl. Statistisches Bundesamt, 2014. 
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Abbildung 1: Veranschaulichung des demografischen Wandels
11
 
 
 Zielsetzung und Vorgehensweise 1.2
Im Verlauf der vorliegenden Arbeit wird der Frage nachgegangen, ob es in 
der deutschen Rentenpolitik zu Bevorzugungen bestimmter, insbesondere 
älterer, Wählergruppen kommt und in diesem Zusammenhang Merkmale 
von Klientelpolitik erkennbar werden. Auf dem Weg zur Klärung der 
Fragestellung wird in Kapitel 2 zunächst unter Zuhilfenahme 
verschiedener definitorischer Abgrenzungen eine begriffliche Einführung 
zum Thema Klientelpolitik als Basis für die späteren Untersuchungen 
gegeben. Auf dieser Grundlage sollen anhand verschiedener erarbeiteter 
Aspekte in Kapitel 3 die Aussagen der Parteien eingeordnet werden, um 
so die Frage nach etwaigen Bevorzugungen oder gar Klientelpolitik zu 
beantworten. Grundlage sind hierbei ausschließlich die Parteiziele in den 
                                            
11
 Bundeszentrale für politische Bildung, 2012, nach: Statistisches Bundesamt, 2012. 
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Wahlprogrammen zu den jeweiligen Bundestagswahlen sowie die 
Grundsatzprogramme. Dies erlaubt eine klarere Abgrenzung zwischen 
den Parteien, bevor es zu expliziten Abstimmungen untereinander im 
Verlauf von Koalitionsverhandlungen kam. Auf die jeweilige Vorstellung 
der Programme folgt dann die Anwendung der Definitionen und die 
Analyse möglicher Interessensverschiebungen hin zu möglichen 
Bevorzugungen oder Klientelpolitik. 
 
Um in dieser Arbeit, innerhalb ihres vorgegebenen Rahmens, eine 
möglichst genaue Analyse zu gewährleisten, werden ausschließlich die 
Parteien CDU/CSU und SPD im unten genannten Zeitraum betrachtet. Die 
beiden großen Volksparteien waren im Betrachtungszeitraum durchweg 
bestimmend für die deutsche Politik und haben an der Entstehung des 
diskutierten „Rentenpakets“ mitgewirkt. Eine Volkspartei wird definiert als 
eine „Partei, die alle Bevölkerungskreise vertritt bzw. anspricht.“12 Gerade 
deshalb ist die Untersuchung von möglichen Bevorzugungen bestimmter 
Wählerkreise derart interessant. Wären bei einer vordergründigen 
Ausrichtung an bestimmte Klientel die Voraussetzungen einer 
Interessenpartei gegeben, stünde dies im direkten Gegensatz zu einer 
Volkspartei.13 Gegenstand der Untersuchungen werden, um eine mögliche 
Entwicklung betrachten zu können, die Wahlprogramme der 
Bundestagswahlen 2005, 2009 und 2013 sein.14 
 
  
                                            
12
 Holtmann (Hrsg.), 1994, S.692. 
13
 Vgl. Holtmann (Hrsg.), 1994, S.263. 
14
 Eine ausführlichere Betrachtung war in Anbetracht des Umfanges der Arbeit nicht 
möglich. 
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2 Theoretische Ausführungen – 
Begriffsbestimmungen 
„Jede wissenschaftliche Arbeit beginnt mit Begriffen, deren 
Formulierung bereits ein Teil der theoretischen Arbeit ist.“15 
Die spätere Untersuchung der Grundsatz- und Wahlprogramme setzt eine 
möglichst erschöpfende Klärung der Begriffe Klientelismus, Patronage und 
Klientelpolitik, voraus. Zunächst werden unter Zuhilfenahme einschlägiger 
Werke verschiedene Ansätze16 zur Definition dieser drei Begriffe 
dargestellt. Ziel ist es dabei, die Gemeinsamkeiten, Unterschiede und den 
aktuellen Stand der Begriffsbestimmungen herauszuarbeiten. Vor diesem 
Hintergrund wird dann, anhand einer für den weiteren Verlauf der Arbeit 
formulierten Definition, die Fragestellung dieser Arbeit betrachtet.  
Maczak beschreibt in seinen Ausführungen überaus treffend die 
Vielschichtigkeit der mit diesem Thema verbundenen Begrifflichkeiten. Es 
lässt sich im Voraus schon zusammenfassen, dass bis heute keine 
begriffliche Einigkeit besteht. Hervorzuheben ist der Wandel von der 
möglichst genauen Begriffsabgrenzung, hin zur (der 
Bedeutungsverwandtschaft geschuldeten) synonymen Verwendung 
ähnlicher Begriffe. Weitere Gründe werden in verschiedenen 
Forschungsbereichen, zeitlichen Unterschieden und im jeweiligen 
Sprachraum gesehen.17  
 
Um sich dem Begriff der Klientelpolitik anzunähern, ist vorerst eine 
Auseinandersetzung mit dem Ausdruck Klientelismus vonnöten, der als 
übergeordneter Begriff auch außerhalb eines politischen Kontexts 
verwendet wird.  
                                            
15
 Von Beyme, 2006, S. 337. 
16 Eine rege Forschung an einem Thema führt jedoch zu vielen Ansichten und allein die 
Begriffsbestimmung füllt ganze Bücher. Um von der quantitativen Vielfalt ein annähernd 
umfassendes Bild zu erlangen, kann gleichzeitig die Tiefe der Thematik nicht 
gleichermaßen genau beleuchtet werden. 
17
 Vgl. Maczak, 2005, S.21f. 
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Bisher hat sich in der Forschung, wie schon angeführt, keine einheitliche 
Definition dieses Begriffs durchgesetzt, wenngleich eine lebhafte 
Forschung an und mit diesem Terminus betrieben wird.  
 
Es werden nun verschiedene Begriffsdefinitionen vorgestellt, sodass 
schrittweise die einheitlichen Merkmale herausgearbeitet werden können, 
um diese am Ende dieses Abschnitts zu konzentrieren. Daraus lässt sich 
dann die Anwendbarkeit dieser Begrifflichkeit für den Zweck dieser Arbeit 
ableiten, woraufhin eine für die spätere Untersuchung gültige 
Begriffsbestimmung entsteht. 
  
 Merkmale des Klientelismus 2.1
2.1.1 Begriffsbestimmungen im Vergleich 
Als Einstieg über die Verbindungen und Verhältnisse zwischen den im 
Klientelismus agierenden Personen sei folgende Definition von Holtmann 
vorangestellt. 
„Informelles Machtverhältnis, das auf dem Tausch von 
Vergünstigungen zwischen zwei Personen oder Gruppen in 
ungleicher Position zur Befriedigung beidseitiger Interessen 
gründet. K. wird näher definiert als Beziehung zwischen einer 
höhergestellten Person (Patron), welche ihren Einfluß und ihre 
Mittel geltend macht, um einer niedriger gestellten Person (Klient) 
Schutz oder Vorteile zu verschaffen und von dieser im Austausch 
dafür Unterstützung oder Gefolgschaft erhält (z.B. Wählerstimmen 
gegen materielle Ressourcen). K. dient der Politikwissenschaft v.a. 
zur Erklärung politischer Systeme in vielen Entwicklungsländern.“18 
In dieser Definition wird vorweg gleich ersichtlich wer (Patron als 
mächtigere und Klient als schwächere Person19) wie (durch gegenseitigen 
Tausch) warum (zum jeweiligen Vorteil) handelt. Diese Zusammenhänge 
                                            
18
 Holtmann (Hrsg.), 1994, S. 292. 
19
 Oder wie von Aretin es formuliert: „Unter Klientel versteht man eine in Abhängigkeit 
von irgendwelchen Mächtigeren stehende Anhängerschaft“ von Aretin, 1988, S.63. 
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dienen als Grundlage der folgenden Ausführungen und Definitionen, deren 
Überschneidungen herausgearbeitet werden. 
 
Sehr ähnlich sind die Ansichten von Weber-Fas, wobei er explizit aus 
politischer Perspektive argumentiert und aus seiner Sicht in einem 
„Abhängigkeitsverhältnis“ zum „wechselseitigen Nutzen“ „gewisse 
Vergünstigungen“ ausgetauscht werden.20 Sowohl er, wie auch Schubert 
und Klein21 nennen die „Wählerstimmen“ als Tauschgegenstand, lassen 
aber auf der Seite des Patrons die von diesem gewährte „gewisse[n] 
Vergünstigung“ offen.22  
Dem stimmt Ziemer in seinen Ausführungen im Hinblick auf die 
Abhängigkeit und die Wechselseitigkeit zu, konkretisiert aber die „zwei[…] 
Akteure [als] Individuen oder Gruppen[…], die über ungleiche Ressourcen 
verfügen, die sie zum beiderseitigen Nutzen einsetzen.“ 23 
Auch Schubert und Klein unterstreichen diesen „gegenseitigen Vorteil“ 
und das Machtgefälle der handelnden „Personen oder Organisationen."24 
In einer aktuelleren Definition des politischen Klientelismus nennt Ziemer 
zusätzlich zum „Tausch von Vergünstigungen“ zum „beiderseitigen Vorteil“ 
noch die Informalität und die persönliche Beziehung als Merkmale. 25 
 
Um sich den definitorischen Ausführungen weiterer ausgewählter 
führender Autoren in diesem Gebiet annähern zu können, lassen sich also 
zusammenfassend folgende Merkmale des Klientelismus festhalten:  
Zweiseitiger (zwischen Personen, Gruppen, Organisationen) Tausch von 
Vergünstigungen mit wechselseitigem Nutzen, wobei eine gewisse 
Ungleichheit (in Position, Macht, Ressourcen) besteht, ggf. auch in noch 
nicht näher bestimmter Abhängigkeit, ggf. als persönliche Beziehungen 
und ggf. von Informalität geprägt. 
                                            
20
 Vgl. Weber-Fas, 2008, S.148. 
21
 Vgl. Schubert/Klein (Hrsg.), 2001, S.153. 
22
 Vgl. Weber-Fas, 2008, S.148. 
23
 Ziemer, 2002, S.408. 
24
 Vgl. Schubert/Klein (Hrsg.), 2001, S.153. 
25
 Vgl. Ziemer, 2011, S.301. 
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Aufbauend auf diesem Gerüst wird im Folgenden eine weitere begriffliche 
Auseinandersetzung stehen, welche die Ansichten weiterer ausgewählter 
Autoren erörtert. Hierdurch wird eine weitere Präzisierung des Begriffes, 
durch die Einbeziehung und den Ausschluss weiterer Merkmale, ebenso 
sichergestellt, wie ein möglichst umfassendes Meinungsbild der 
Forschung. 
 
2.1.2 Definitorische Merkmale im Wandel 
Wie in den folgenden Ausführungen erkennbar werden wird, hat der 
Begriff des Klientelismus in seiner Verwendung einen Wandel 
durchlaufen. Sei es durch die Anwendung in verschiedenen 
Wissenschaftsbereichen, durch Gebrauch in und an verschiedenen 
gesellschaftlichen Kontexten oder durch den unterschiedlichen 
sprachlichen Hintergrund der Autoren. Bei letzterem steht die 
Begriffsverwendung in Abhängigkeit davon, ob die Forscher aus dem 
amerikanischen bzw. englischen, dem deutschen oder dem romanischen 
Sprachraum stammen.26 Hierbei ist zu erkennen, dass im englischen 
Sprachraum bevorzugt von Patronage gesprochen wird, während im 
Romanischen sowie in Mittel-, Nord- und Osteuropa eher der Begriff des 
Klientelismus verwendet wird. Für die beschriebene Vielseitigkeit der 
Verwendung der Begrifflichkeiten stehen die folgenden Beschreibungen.  
 
Bei der Untersuchung von Klientelsystemen im Heiligen Römischen Reich 
werden von Peter Moraw folgende Elemente für Klientelismus genannt: 
„die Ungleichheit der Macht- und Mittelausstattung von Patron und Klient 
und ein relativ dauerhaftes, zunächst persönliches Verhältnis dieser 
Partner auf Gegenseitigkeit, wobei Schutz und Chancen Dienste und 
Ergebenheit gegenüberstanden.“27 Wenn sich auch der 
Untersuchungsgegenstand Moraws von dem dieser Arbeit klar 
unterscheidet, so weisen diese Merkmale, die in Kapitel 2.4 nochmals 
                                            
26
 Vgl. hierzu u.a. Piattoni, 2001a, S.4. 
27
 Moraw, 1988, S.6. 
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aufgegriffen werden, doch Überschneidungen mit den obigen allgemeinen 
Ausführungen auf.  
Für die Analyse Englands im 16. und 17. Jahrhundert definiert Morgan 
Klientelismus als dyadisch, asymmetrisch und reziprok. Er führt hierzu 
weiter aus, es benötige hierfür persönliche Beziehungen, verschiedene 
gesellschaftliche Rollen und ein auf Gegenseitigkeit basierendes Geben 
und Nehmen.28  
Unabhängig vom ethnologischen, soziologischen, oder politischen 
Hintergrund der Forschung gleichen sich laut Berg-Schlosser folgende 
Aspekte: Asymmetrie, auf „Gegenseitigkeit beruhend[…], vertikal[…] 
persönliche[…] Beziehungen zwischen […] Patron und […] Klient[…]“, 
wechselseitige, aber andersartige Absichten.29 Außerdem definiert Berg-
Schlosser als einen weiteren Kernpunkt die dauerhafte Absicht zur 
„gegenseitige[n] Solidarität“. Diese würde auf „Freiwilligkeit beruhen“. Die 
Übereinkünfte werden meist stillschweigend vereinbart und verlaufen nicht 
selten an den Grenzen der Legalität. Die Grenzen zur „Korruption30 [oder 
dem] Nepotismus31“ werden aber nicht überschritten.32  
Dieser Ansicht ist auch Piattoni und ergänzt ferner, dass weder eine 
Verbindung zwischen Klientelismus und Korruption gegeben sein muss 
noch, dass sich das Eine aus dem Anderen entwickelt.33 Als zusätzliche 
Konkretisierung des Begriffs des Klientelismus nennt Berg-Schlosser das 
Tauschen ungleichartiger Mittel. Er nennt hierfür konkret als Beispiel den 
Tausch von „materielle[n] Zuwendungen als Gegenleistung für politische 
Unterstützung“.34 Insbesondere diese Klarstellung in dem von Berg-
Schlosser genannten Beispiel unterstreicht die in Kapitel 2.4 weiter zu 
erörternde Anwendbarkeit des Begriffs Klientelismus auf die Untersuchung 
politischer Fragestellungen. Außerdem zeichnet den Klientelismus ein 
                                            
28
 Vgl. Morgan, 1988, S.98f. 
29
 Berg-Schlosser, 1987, S.207. 
30
 Ein Amtsträger [nimmt] Geld oder geldwerte Leistungen für eine pflichtwidrige 
Dienstleistung [an], oder [lässt] sich [diese] versprechen.“ von Alemann, 2011, S. 332ff. 
31
 „Eine Form der Patronage durch Bevorzugung von Bluts- oder Geistesverwandten bei 
der Vergabe weltlicher bzw. kirchlicher Ämter.“ Weber-Fas, 2008, S.192. 
32
 Vgl. Berg-Schlosser, 1987, S.209f. 
33
 Vgl. Piattoni, 2001a, S.7f. 
34
 Berg-Schlosser, 1987, S.207ff. 
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„politisches Element“ aus, durch welches es zu Verzerrungen im 
politischen Entscheidungsfindungsprozess kommt. Nicht gleichzusetzen 
sind auf Klientelismus basierende Beziehungen mit „Verwandtschafts- 
oder spirituell-rituellen Beziehungen“, da diese keinen „Tauschcharakter“ 
aufweisen. Auch zu „rein ökonomischen Beziehungen“ sei eine Grenze zu 
ziehen, da diese weder über Asymmetrie, oder ein persönliches 
Verhältnis, noch über gleichartige Güter verfügen. Die konkreten 
Ausprägungen der Merkmale des Klientelismus werden in der Literatur 
noch kontrovers diskutiert.35   
Für Weber Pazmiño ist Klientelismus ein Phänomen, das sich immer 
durch ähnliche „Interaktionsmuster“ auszeichnet. Jedoch ist aus ihrer Sicht 
die Definition des Begriffs schwierig und vom Einzelfall abhängig.36 
Obwohl die Forschung an und mit diesem Begriff bis hin zur 
„Überdehnung [und] Aufblähung“ arbeitete, waren in der von ihr 
analysierten Literatur keine einheitlichen Definitionen, sondern allenfalls 
Merkmale zu beobachten.37 Dies gipfelte laut Kaufman darin, dass 
„beinahe so viel Klientelismusdefinitionen wie Autoren“ zu erkennen 
waren.38 Drei dieser wiederkehrenden Merkmale sind „die soziale 
Ungleichheit bzw. Asymmetrie der Partner; der Austausch von Gütern und 
Diensten [und] der persönliche Charakter der Beziehung.“39 Um jedoch 
eine genauere Abgrenzung zu ermöglichen, seien diese drei Elemente 
nicht ausreichend. Um eine exaktere Beschreibung zu gewährleisten, 
wurden anhand von fünf Dimensionen „definitorische Elemente“ gesucht. 
Diese Dimensionen sind: „‘Rollen und Struktur‘,[…]‚Inhalt und 
Funktion‘,[…]‚Form und Qualität‘,[…] ‚Kontext und Extension‘ [sowie] ‚Sinn 
und Zweck‘.40 Nach der Analyse dieser „Dimensionen“ erarbeitete sich 
Weber Pazmiño ihre Definition und Beschreibungsmerkmale zum 
Klientelismus. Demnach sei bezeichnend für Klientelismus  
                                            
35
 Vgl. Berg-Schlosser, 1987, S.207ff. 
36
 Vgl. Weber Pazmiño, 1991, S.II. 
37
 Vgl. ebd., S.5ff. 
38
 Kaufman, 1974, S.285, Anm.3, zitiert bei: Weber Pazmiño, 1991, S.7. 
39
 Weber Pazmiño, 1991, S.8. 
40
 Ebd., S.13. 
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„[…]die aufkündbare Dyade und die soziale, rationale Asymmetrie 
des Rollenverhältnisses zwischen Patron und Klient […], der 
Austausch heteromorpher Leistungen und die implizite Reziprozität 
[…], die Informalität, die Individualität (das Persönliche) und die 
prinzipielle Freiwilligkeit.“41  
Erst nach der Untersuchung aller hier genannten Merkmale sei eine 
Bewertung des Für und Wider einer Klientelbeziehung möglich.42 
Ein in der Definition nicht explizit genannter Kernpunkt, der sich in Weber 
Pazmiños Werk zeigt, ist das willentliche gegenseitige Suchen nach dem 
Partner.43 Als Beispiele von Dyaden werden die Verhältnisse zwischen 
„Priester und Ministrant“ oder „Arbeitgeber und Arbeitnehmer“ genannt.44 
Die dort erwähnte Asymmetrie des Status weist im Einzelfall 
unterschiedlich starke Gefälle auf.45 So waren die klientelistischen 
Beziehungen in Betrachtungen zur Antike46 von größerer Ungleichheit 
geprägt als moderne47 Betrachtungen insbesondere jene zwischen 
Politikern und Wählern. Anderer Ansicht, das Machtgefälle betreffend, ist 
Landé. Nach ihm können auch „horizontale“ Beziehungen, also solche auf 
derselben sozialen Stufe, Gegenstand von Klientelismus sein. Jedoch sind 
auch hier, innerhalb einer Stufe, unwesentliche „Statusunterschiede“ nicht 
von der Hand zu weisen.48 In Anwendung auf die in dieser Arbeit 
vorliegenden Partei-Wähler-Beziehungen erscheint dieser Standpunkt in 
der heutigen Zeit wesentlich plausibler. Das frühere Ständedenken mit 
vertikalen Abhängigkeitsverhältnissen ist seit geraumer Zeit überholt und 
in diesem Zusammenhang nicht anwendbar.  
Die Leistungen einer klientelistischen Beziehung im Sinne von Weber 
Pazmiños Definition lassen sich in „zeitliche[r] Abfolge und [in der] Art“ 
                                            
41
 Weber Pazmiño, 1991, S.160ff. 
42
 Vgl. Weber Pazmiño, 1991, S.164. 
43
 Vgl. ebd., S.20f. 
44
 Vgl. ebd., S.22. 
45
 Vgl. ebd., S.33. 
46
 Vgl. hierzu u.a. Nicols, 2014. 
47
 Vgl. hierzu u.a. Kitschelt/Wilkinson (Hrsg.), 2007. 
48
 Vgl. Landé, 1983, S.435ff, zitiert bei: Berg-Schlosser, 1987, S.209. 
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nach Belieben wählen.49 Die geforderte Reziprozität zeichnet sich dadurch 
aus, dass beide Seiten einen Vorteil erlangen.50 Die Einhaltung des 
versprochenen Vorteils kann jedoch gerade bei Partei-Wähler- 
Beziehungen nicht mehr im Einzelnen überprüft und eingefordert werden. 
Jedoch sehen sich beide Seiten als Mittel zur Zielerreichung, für das es 
sich lohnt, aus freiem Willen seine Zusage zu geben.51 Hervorzuheben ist 
nach Weber Pazmiño die „Informalität“, die sich durch die fehlende 
Regelung und Festschreibung der „Abmachungen“, wie etwa bei 
Verträgen, auszeichnet.52 Dem pflichtet auch Paulus bei, wenn er sagt: 
„Der Zusammenhalt von klientelistischen Netzwerken ist informeller 
Natur, wird also nicht durch explizite Regeln geleistet, sondern über 
eine immer wieder zu erneuernde Bestätigung des Funktionierens 
dieser Beziehung erzeugt. Dies geschieht über einen gemeinsamen 
Bezug auf Symbole, Personen oder geteilte Werte […].“53 
Für Weber Pazmiño ist das „Persönliche“54 eine nicht angreifbare 
Eigenschaft, die sie vehement als unerlässlich verteidigt. Hierbei ist nicht 
die Rede von flüchtigem, sondern von wissentlich direktem Kontakt.55 
Andere Forscher sprechen dieser Eigenschaft hingegen ihre Bedeutung 
ab und erweitern somit den Anwendungsbereich umfassend. 
Vor allem bei der Betrachtung des Perspektivenwechsels der Forschung 
von der Antike zur Gegenwart scheint dieser Schritt im Hinblick auf die 
gesellschaftliche Entwicklung korrekt. So verzichten beispielsweise 
Piattoni, Kopecky/Mair und Kitschelt/Wilkinson56 auf dieses Merkmal in 
ihren oft politischen Beschreibungen klientelistischer Beziehungen.  
                                            
49
 Vgl. Weber Pazmiño, 1991, S.53f. 
50
 Vgl. ebd., S.64f. 
51
 Vgl. ebd., S.149f. 
52
 Vgl. ebd., 1991, S.67f. 
53
 Paulus, 2013, S.35.  
54
 Ergänzend, aber in diesem Zusammenhang von untergeordneter Relevanz, sei noch 
erwähnt, dass sich in der modernen vor allem englischsprachigen Fachliteratur noch die 
Rolle des „Brokers“ entwickelt hat. Dieser fungiert, wenn vorhanden, als Vermittler 
zwischen Patron und Klient ohne eigene Macht und Ressourcen. Er ersetzt die 
persönliche Beziehung zwischen Klienten und Patron, um das Netzwerk mehrerer 
Klienten zu festigen. Vgl. hierzu u.a. Paulus, 2013, S.32; Piattoni, 2001a, S.10; 
Kitschelt/Wilkinson, 2007a, S.8; Kopecky/Mair, 2012a, S.5f. 
55
 Vgl. Weber Pazmiño, 1991, S.77ff. 
56
 Vgl. Piattoni, 2001a, S.6; Kopecky/Mair, 2012a, S.4; Kitschelt/Wilkinson, 2007a, S.7ff. 
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Dies öffnet nach Weber Pazmiño im negativen Sinn Tür und Tor, um den 
Begriff Klientelismus „[…]auf sämtliche ‚klientelismusähnlichen‘ Strukturen 
und Prozesse […]“ anzuwenden.57 Es kann darin aber auch die Chance 
gesehen werden, das Erklärungskonzept zusätzlich auszuweiten und 
anzupassen. Dies zeigen die zur Zeit von Weber Pazmiños Arbeit neu 
aufkommenden Begriffe wie „‚Massen-Klientelismus‘ [und] ‚Parteien 
Patronage‘“58. Hierdurch ergaben sich für Weber Pazmiño nachfolgende 
Autoren neue und erweiterte Untersuchungsgegenstände. 
So argumentiert Piattoni, dass Klientelismus durch den Tauschcharakter 
im öffentlichen Leben in vielen Bereichen anwendbar ist. Sie weicht von 
der bisherigen herrschenden Meinung ab, indem sie die Voraussetzung 
der Persönlichkeit der Beziehungen ausklammert. Sie erläutert 
Stellschrauben wie die „Verabschiedung [bevorzugender] Gesetze“, um 
mittels „Massenklientelismus“ Wählergruppen zu lenken.59 Klientelismus in 
Demokratien zeige sich nicht mehr in gleich ausgeprägtem Maße, wie bei 
der historischen Anwendung. Vielmehr verlieren die Abhängigkeit und 
Persönlichkeit von Patron und Klient an Bedeutung und der Aspekt der 
Freiwilligkeit erhält eine größere Relevanz.60 Piattoni konkretisiert den 
Tausch als Wesensmerkmal. Er sei gegenseitiger Natur wobei 
Persönlichkeit im Gegensatz zur Freiwilligkeit der Beziehung bestehen 
kann, aber nicht zwingend vonnöten ist. Ebenso herrsche über den 
Tausch beidseitiges Bewusstsein.61 Wie weitgefasst der Begriff 
heutzutage ist unterstreicht Piattonis Aussage, die Klientelismus wie folgt 
beschreibt:  
                                            
57
 Weber Pazmiño, 1991, S.113. 
58
 ebd.; Weber Pazmiño verweist in Bezug auf die dankbare Annahme und 
Weiterentwicklung der neuen Termini und der sich daraus ergebenden neuen 
Verwendungsmöglichkeiten auf renommierte Autoren des Fachgebiets, wie Clapham, 
Graziano oder Kaufman. 
59
 Vgl. Piattoni, 2001a, S.6. Eigene Übersetzungen 
60
 Vgl. Piattoni, 2001a, S.7. 
61
 Vgl. ebd., S.16. 
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„[T]he instrumental use of positions of power to distribute jobs, 
goods, and other public decisions to partisan supporters in order to 
maintain and strengthen positions of political power.”62 
Caciagli und Belloni beschreiben den Wandel von der ursprünglichen 
Wortverwendung von Klientelismus zur modernen Bedeutung. War früher 
noch das soziale Gefälle ausschlaggebend, genügt heute schon der 
Austausch von „Bevorzugungen“ zwischen Parteien und Wählern ohne 
längerfristige Abhängigkeit.63 
Nach Paulus ist den deutschen Bürgern Klientelismus entweder kein 
Begriff, „oder er wird auf staatliche Bevorzugung von bestimmten 
Personengruppen oder Firmen reduziert.“64 Diese Bevorzugung werde 
meist so vollzogen, dass der Bürger nur indirekt davon betroffen sei „(z.B. 
als Steuerzahler)“.65 Die Aufzählung der vom Klienten einsetzbaren 
Tauschgegenstände unterstreicht die Anwendbarkeit von 
Klientelismustheorien auf die vorliegende Arbeit. So werden bespielhaft 
auch „Sozialprogramme [Hervorhebung d. Verf.]“66 genannt. 
Auch Paulus hat nach der Untersuchung des bisherigen 
Forschungsstandes gemeinsame Merkmale in den Definitionen 
verschiedener Autoren gefunden:  
„a) Es handelt sich um eine asymmetrische Beziehung, in der nicht 
alle Akteure den gleichen Status haben. b) Die Beziehung ist 
langfristig, und beschränkt sich beispielsweise nicht nur auf einen 
bestimmten (Wahl-)Tag. c) Zentrales Element ist ein 
Austauschverhältnis, in dem beide Akteure sowohl nehmen als 
auch geben.“67  
Daraus entwickelte Paulus seine Definition:  
„Politischer Klientelismus ist ein soziales Phänomen, bei dem ein 
langfristig angelegter, freiwilliger, reziproker Austausch zwischen 
                                            
62
 Piattoni, 2001a, S.6. 
63
 Vgl. Caciagli/Belloni, 1981, S.36ff. 
64
 Paulus, 2013, S.15. 
65
 Vgl. Paulus, 2013, S.16. 
66
 Vgl. ebd., S.17 
67
 Paulus, 2013, S.27f. 
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Partnern mit unterschiedlichem sozialen Status zum beiderseitigen 
Vorteil stattfindet. Der sozial Höherstehende stellt dabei Güter, 
Dienstleistungen, Informationen oder Schutz bereit, während der 
Untergebene Informationen und politische Unterstützung anbietet. 
[Hervorhebung entfernt]“68  
Fasst man die verschiedenen Ansätze zur Begriffsbestimmung von 
Klientelismus zusammen, so ergibt sich folgendes Bild: 
Die eingangs aufgezählten Elemente des Klientelismus wurden von den 
genannten Autoren bestätigt. Landé hingegen weicht in Sachen 
Machtverhältnis dergestalt ab, dass Klient und Patron auch auf einer 
Stufe stehen können. Ein zusätzliches Element in ist nach Moraws, Berg-
Schlossers und Paulus‘ Ansicht die Dauerhaftigkeit. Dem widersprechen 
gerade im politischen Kontext Caciagli und Belloni. Die persönliche 
Beziehung wird von einigen Autoren als wichtig erachtet oder sogar als 
unerlässlich angesehen, wohingegen andere ihr die Bedeutung für dieses 
Phänomen absprechen. Nach Berg-Schlossers Ansicht ist dem Tausch 
die Ungleichheit der Leistungen hinzuzufügen. Für Weber Pazmiño sind 
die Leistungen in Art und zeitlicher Erfüllung unbestimmt und Piattoni, 
Caciagli und Belloni, sowie Paulus lassen bei der Art der Leistung einen 
nahezu unermesslichen Spielraum. Berg-Schlosser und Piattoni 
ergänzen das Nichtüberschreiten der Grenzen zur Korruption und dem 
Nepotismus. Die Informalität wird von Weber Pazmiño bestätigt. Die 
Freiwilligkeit führen Berg-Schlosser, Weber Pazmiño, Piattoni und 
Paulus als Wesensmerkmal an, wodurch die Abhängigkeit an 
Bedeutung verliert. 
Klientelismus zeichnet sich also aus durch den informellen zweiseitigen 
(Personen, Gruppen, Organisationen) Tausch von unbestimmten 
Vergünstigungen mit wechselseitigem Nutzen. Hierbei können eine 
gewisse Ungleichheit betreffend der Position, Macht und Ressourcen 
sowie das Vorliegen persönlicher Beziehungen bestehen. Er ist von 
                                            
68
 Paulus, 2013, S.28. 
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Freiwilligkeit geprägt, sodass sich die gegenseitige Abhängigkeit in der 
modernen Klientelismusforschung minimiert.  
 
 Patronage 2.2
Ein weiterer Begriff, den die Forschung in diesem Zusammenhang 
verwendet, ist Patronage. Der Begriff leitet sich vom Wort Patron/Patronus 
ab. Der Patronus „[war] Schutzherr eines Klienten im alten Rom“.69 
Patronage beschreibt „Begünstigungen und Förderung von 
(nahestehenden) Personen, die nicht in erster Linie durch die Leistungen 
der begünstigten Person (sondern bspw. durch Wohlverhalten) begründet 
ist“70 Demnach wird wie auch beim Klientelismus eine wechselseitige 
Beziehung zwischen Patron und Klienten beschrieben. In der Literatur 
werden die Begriffe meist synonym verwendet, einige wenige Autoren 
bemühen sich jedoch um eine Abgrenzung. Eine einheitliche Abgrenzung 
und Verwendung ist jedoch nicht auszumachen. Zumindest eine enge 
Bedeutungsverwandtschaft ist aber nicht von der Hand zu weisen. Zur 
Untermauerung dieser Aussagen folgen nun einige Stellungnahmen aus 
der Forschung. 
 
Schon 1972 setzte sich Pflücke mit dem Thema Klientelismus und 
Patronage auseinander. Er sieht die Begriffe als, in gegenseitiger 
Abhängigkeit, bedeutungsverwandt an.71 Er beschreibt in seinen 
Ausführungen stets die ursprüngliche Bedeutung der Begrifflichkeiten. Wie 
in den bekannten Ausführungen zum Klientelismus werden zur 
Beschreibung der beiden Phänomene die gegenseitige Abhängigkeit und 
der Austausch von ungleichartigen Leistungen genannt.72 Auch Kitschelt 
und Wilkinson sehen Klientelismus und Patronage für ihre politischen 
Untersuchungen in Entwicklungs- und Industrieländern als 
                                            
69
 Weber-Fas, 2008, S.213. 
70
 Schubert/Klein (Hrsg.), 2001, S.220. 
71
 Vgl. Pflücke, 1970, S.11f. 
72
 Vgl. ebd., S.112f. 
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gleichbedeutend an.73 Nach Maczak resultiert eine uneinheitliche 
Verwendung aus der Bedeutungsverwandtschaft und den 
unterschiedlichen Forschungskontexten. Aber auch die Wandelbarkeit der 
Begrifflichkeiten durch die Verwendung in verschiedenen 
Forschungskontexten und persönliche Auslegungen sowie Präferenzen 
der Autoren werden als Grund für einen uneinheitlichen Gebrauch der 
Begriffe angeführt.74 Die Unbestimmtheit und Oberflächlichkeit der 
Begrifflichkeiten geht so weit, dass Reinhard in seiner Abhandlung den 
Oberbegriff „Verflechtung“ präferiert und ihn in „Landsmannschaft – 
Verwandtschaft - Freundschaft [und] Patronage“ unterteilen will.75 Dass 
mit „Verflechtung“ ein noch bedeutungsreicherer Ausdruck gewählt wurde, 
verweist auf die Schwierigkeiten einer trennscharfen Begriffsbestimmung. 
Piattoni setzt sich in einer ihrer Veröffentlichungen mit Klientelismus in 
West-Europa auseinander. Sie sieht keinen Bedeutungsunterschied der 
Ausdrücke Klientelismus und Patronage. Was beide Begriffe76 
beschreiben ist „[…] the trade of votes and other types of partisan support 
in exchange for public devisible benefits.”77 Dies lässt in der Anwendung 
einen großen Spielraum, da hierbei einige im vorigen Kapitel genannte 
Eigenschaften in Ihrer Ausprägung völlig offen bleiben.  
Piattoni erläutert die enge Verwandtschaft und die verschwindenden 
Unterschiede in der Verwendung. 78 Sie konkludiert ihre Erörterungen mit 
der aufschlussreichen Äußerung: 
„Patronage and Clientelism, then, are largely the same 
phenomenon, with the latter being more penetrating and all-
encompassing than the former. According to the above 
characterization, then, clientelism ‘implies’ patronage […]. “79 
Grund für die Verwendung mehrerer Begriffe sei die Etablierung von 
unterschiedlichen Ausdrücken in der internationalen Forschung. Es habe 
                                            
73
 Vgl. Kitschelt/Wilkinson, 2007a, S.7. 
74
 Vgl. Maczak, 1988, S. 343. 
75
 Vgl. Reinhard, 1972, zitiert bei: Maczak, 1988, S. 343. 
76
 Hier liegt der Schwerpunkt auf der Beschreibung des gleichen Phänomens. 
77
 Piattoni, 2001a, S.4. 
78
 Vgl.ebd., S.4ff. 
79
 Piattoni, 2001a, S.7. 
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sich größtenteils im englischsprachigen Raum der Begriff Patronage und 
im romanischen Sprachgebrauch der Begriff Klientelismus durchgesetzt.80  
 
 Klientelpolitik 2.3
Auf den Begriff Klientelpolitik stößt man wie in der Einleitung beschrieben 
oftmals in den Medien, ohne dass sich Sender und Empfänger begrifflich 
einig sind. Nichtsdestotrotz sind die negative Besetzung sowie das 
negative Verständnis dieses Ausdrucks meist nach wenigen Zeilen 
erkennbar. Es scheint, als sei „Klientelpolitik“ trotz der begrifflichen 
Unklarheit ein Wort, das in der öffentlichen Debatte viel Gewicht erhält. 
Die Bedeutungsverwandtschaft mit den Begriffen Klientelismus und 
Patronage ist den Wenigsten bewusst, die umfangreichen 
Forschungsarbeiten dazu sind – verständlicherweise – nicht allgemein 
bekannt. So ist es umso auffälliger, dass in vielen dieser 
wissenschaftlichen Abhandlungen auch Klientelpolitik, als politischer 
Klientelismus81, eine Rolle spielt, wobei der Begriff Klientelpolitik, in seiner 
Verwendung als nicht näher bestimmtes Schlagwort, als gegeben gilt und 
nicht hinterfragt wird. 
Bereits in den vorigen Kapiteln wurde immer wieder der politische 
Klientelismusbegriff angeführt. Dieser ist, wie die folgenden Ausführungen 
zeigen werden, synonym anwendbar mit dem Begriff der Klientelpolitik. 
Die Schwierigkeit der Abgrenzung82 zwischen Klientelismus und 
Klientelpolitik zeigte sich schon bei der Darstellung des Begriffs 
Klientelismus. Er wurde schon hier, insbesondere in jüngeren 
Veröffentlichungen politischen Inhaltes, häufig in einem politischen 
Zusammenhang  verwendet, ohne explizit als politischer Klientelismus 
bezeichnet zu werden. Die Betrachtung des Kontexts der jeweiligen 
Veröffentlichung gibt jedoch meist Aufschluss über die dortige 
Begriffsverwendung. 
                                            
80
 Vgl. Piattoni, 2001a, S.4. 
81
 Oder sogar rein als „Klientelismus“, der sich aus dem Kontext als politisch erweist. 
82
 Insbesondere weil oftmals aufgrund der synonymen Verwendung keine Abgrenzung 
vorzunehmen ist. 
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Während auch Kitschelt und Wilkinson83, die hier stellvertretend für andere 
Forscher stehen, ausdrücklich die Einflussnahme auf Wahlen in 
verschiedenen politischen Systemen betrachten, forscht Pflücke84 aus 
kultureller und soziologischer Sicht. Nichtsdestotrotz haben die 
unterschiedlichen Verwendungen den gleichen Hintergrund und somit 
auch sehr ähnliche Merkmale, sodass es nicht verwunderlich ist, dass 
unter den „Merkmalen des Klientelismus“85 auch einige definitorischen 
Elemente des politischen Klientelismus verwendet wurden.  
Die Begriffe Klientelpolitik und politischer Klientelismus werden also vor 
dem gleichen Forschungshintergrund meist synonym mit dem 
Klientelismusbegriff verwendet. Er fungiert aber gleichzeitig als begriffliche 
Abgrenzung zu Untersuchungen in anderen Wissenschaftsbereichen. So 
kommt der Begriff Klientelpolitik86 meist zur Anwendung, wenn Wähler als 
Klienten und Parteien oder Parteimitglieder als Patrone agieren. Demnach 
ist Klientelpolitik nichts anderes als die im politischen Kontext genutzte 
Begrifflichkeit des Klientelismus. Somit sind die in den vorangegangenen 
Kapiteln genannten Eigenschaften auf diesen Begriff übertragbar. Immer 
wenn also explizit ein Tauschverhältnis zwischen Partei/Politiker und 
Wählern bezeichnet werden soll, kann dieser Begriff Anwendung finden. 
Oder in Hüstebecks Worten: „Politischer Klientelismus ist ein Austausch 
zwischen einem Politiker (Patron) und seinen Wählern oder Unterstützern 
(Klienten).“87  
 
Anhand von Ergebnissen aus der Forschung werden im Folgenden 
ergänzend zu den Ausführungen der letzten Kapitel oder sie ersetzend 
Merkmale der Klientelpolitik erörtert. Ausgangspunkt bleibt die 
Feststellung, dass Klientelpolitik die im politischen Kontext verwendete 
                                            
83
 Vgl. Kitschelt/Wilkinson (Hrsg.), 2007. 
84
 Vgl. Pflücke, 1970. 
85
 Vgl. Kapitel 2.1 
86
 Oder der Begriff Klientelismus im Sinne der Klientelpolitik bzw. des politischen 
Klientelismus. 
87
 Hüstebeck, 2004, S.13. 
20 
 
Unterart des Klientelismus ist und somit wie in Kapitel 2.1.2 folgende 
Merkmale in die Diskussion einfließen:  
Klientelismus zeichnet sich also aus durch den informellen 
zweiseitigen (Personen, Gruppen, Organisationen) Tausch von 
unbestimmten Vergünstigungen mit wechselseitigem Nutzen. 
Hierbei können eine gewisse Ungleichheit betreffend der 
Position, Macht und Ressourcen sowie das Vorliegen persönlicher 
Beziehungen bestehen. Er ist von Freiwilligkeit geprägt, sodass 
sich die gegenseitige Abhängigkeit in der modernen 
Klientelismusforschung minimiert.  
 
Schneider gebraucht den Begriff des Klientelismus im 
politikwissenschaftlichen Sinn synonym mit dem Begriff der Klientelpolitik 
und zitiert nach Graziano:  
„Es geht dabei um ein Tauschgeschäft, in dem Parteiexponenten 
und -funktionäre ihren Zugang zu öffentlichen Ressourcen für ihre 
Zwecke instrumentalisieren und Begünstigungen verschiedener Art 
gegen Wählerstimmen gewähren“88  
Ebenso argumentiert Piattioni89 und bezeichnet Klientelpolitik als „[…] the 
trade of votes and other types of partisan support in exchange for public 
devisible benefits.”90 Maczak beschreibt explizit die Einflussnahme auf 
Wahlen. So wird eine klientelistische Beziehung zwischen einem 
ehemaligen Abgeordneten als Firmenchef und seiner nicht geringen 
Belegschaft beschrieben.91 Dies ist nur durch die direkte Verbindung und 
den Einfluss auf die Wähler vom Lobbyismus92 abzugrenzen. Nach 
Kopecky/Mair ist Klientelpolitik seit jeher in vielerlei Fällen zur Anwendung 
gekommen. Sie definieren Klientelpolitik „[…] as a form of particularistic 
exchange between the party on the one hand, and a supporter or a group 
of supporters on the other hand […].”93 Gerade in Bezug auf Parteien 
verliert die persönliche Beziehung beim Tauschcharakter als 
                                            
88
 Graziano, 1974, S.12, zitiert bei: Schneider, 1999, S.231. 
89
 In diesem Zusammenhang mit dem Schwerpunkt auf der Verwendung im politischen 
Sinn. 
90
 Piattoni, 2001a, S.4. 
91
 Vgl. Maczak, 2005, S.429. 
92
 „Versuchte oder erfolgreiche Beeinflussung von Gesetzgebung und 
Gesetzesausführung durch Interessensvertreter.[…].“ Holtmann (Hrsg.), 1994, S.344.  
93
 Kopecky/Mair, 2012a, S.4. 
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Grundvoraussetzung weiter an Bedeutung, da Parteien, aber auch 
Wählergruppen einheitlich gemeinsame Interessen verfolgen. Gegenstand 
dieses auf Gegenseitigkeit beruhenden Austauschs sind auf der einen 
Seite die Wählerstimmen und jedwede erdenkliche Vergünstigung auf der 
anderen Seite. Konkretisiert beinhaltet dies u.a. auch „Güter, Leistungen, 
soziale Vorteile oder […] patronalen Schutz.“94 Patronage und 
Klientelismus werden von Kopecky/Mair wieder als eng verwandt 
angesehen, wobei ersteres eher für die moderne und Klientelismus für die 
historische Ausgestaltung verwendet wird, die von persönlicher 
Abhängigkeit geprägt ist.95 
Kitschelt und Wilkinson nehmen in ihrem Werk eine Abgrenzung zwischen 
direkten und indirekten Verbindungen vor. Hierbei seien die Ersteren 
klientelistischer Natur und die Letzteren programmatischer Natur. Diese 
„programmatischen“96 Partei-Wähler-Verbindungen können wie 
Wahlversprechen verstanden werden. Sie setzen kein direktes Verhältnis 
zwischen Partei und Wählerschaft voraus, da das Angebot von 
Vergünstigungen nach der Wahl so konzipiert ist, dass eine große 
Personengruppe angesprochen wird. Dies macht die Stimme des 
Einzelnen und somit den direkten Kontakt entbehrlich. Im Falle einer 
Wahlniederlage ist aber keinerlei direkter Vorteil gegeben.97 Solche 
Verbindungen seien jedoch schwer zu erkennen und zu beweisen.98   
Dahingegen wird Klientelismus lediglich als „exchange between electoral 
constituencies as principals and politicians as agents in democratic 
systems“ beschrieben.99 Diese Art des Austauschs kann durch direkte 
persönliche Verhandlungen versinnbildlicht werden, bei denen nur eine 
bestimmte Gruppe angesprochen wird. 
Lemarchand nennt schon 1981 die für ihn wichtigen Eigenschaften von 
Klientelismus, die sich mit den schon beschriebenen decken und sieht sie 
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 Hüstebeck, 2004, S.16. 
95
 Vgl. Kopecky/Mair, 2012a, S.3ff. 
96
 Eigene Übersetzung 
97
 Vgl. Kitschelt/Wilkinson, 2007a, S.7ff. 
98
 Vgl. Kitschelt/Wilkinson, 2007b, S.323f. 
99
 Kitschelt/Wilkinson, 2007a, S.7. 
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als Grundlage für Klientelpolitik.100 Mit Hilfe der Klientelpolitik können 
Wähler mit ihrer Stimme jene Wahlvorschläge selektieren, die ihnen 
persönlich den größten Nutzen bringen.101  
Nach Piattoni liegt bei der Klientelpolitik der Fokus auf den Wählern: „how 
to win their vote, retain their support, command their allegiance.“102 
Piattoni hält Klientelismus auch als einfachstes Mittel der 
Interessenvermittlung fest.103 Es wird also die Wählerschaft als passiv 
genug gesehen, um anzunehmen, was ihnen angeboten wird. Mit dieser 
Passivität scheint die Politik zu kalkulieren, da ihr bekannt ist wie gern 
man eine fertige Lösung angeboten bekommt, anstatt sich intensiv mit 
inhaltlichen Details von Wahlprogrammen auseinanderzusetzen. Piattoni 
bringt kurz und präzise die Absicht der Wähler auf den Punkt: „Clientelism 
is also simple: a vote for a benefit“104  
Dass auch in parteipolitischer Hinsicht Klientelismus und Patronage für die 
Beschreibung sich gleichender Phänomene benutzt wird zeigt die 
Definition einer Patronagepartei, die den obigen Ausführungen 
offensichtlich ähnelt: Der Begriff beschreibt eine  
„Partei, in der programmatische Gesichtspunkte in der täglichen 
Parteiarbeit zurücktreten (im Extremfall überhaupt nicht vorhanden 
sind) hinter selektiven materiellen Anreizen für Anhänger, Aktivisten 
und Inhaber von Wahlämtern.[…]. In den P. gehen 
Austauschprozesse nicht-ideeller Art vor sich. Die Inhaber von 
Partei- und Wahlämtern belohnen die Stimmabgabe für ihre Partei 
mit materiellen Gegenleistungen an die Wähler.“105 
 
In Abgrenzung zum Klientelismus werden bei der Spezifizierung der 
Klientelpolitik die agierenden Personen sowie die Tauschgegenstände 
konkretisiert. So bieten sich Wähler(-schaften) und Partei oder Politiker 
                                            
100
 Vgl. Lemarchand, 1981, S.15. 
101
 Vgl. ebd., S.19f. 
102
 Piattoni, 2001a, S.7. 
103
 Vgl. Piattoni, 2001b, S.200. 
104
 Piattoni, 2001b, S.202. 
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 Holtmann (Hrsg.), 1994, S.446. 
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gegenseitig Wählerstimmen bzw. öffentliche Ressourcen an. Die genauen 
öffentlichen Ressourcen werden jedoch weiterhin offen gelassen. Die 
Ungleichheit der Handelnden ist auf die anzubietenden Ressourcen 
anzuwenden. Die Entbehrlichkeit der Persönlichkeit der Beziehung 
zwischen Wähler und Partei(mitglied) ist in der Literatur strittig, aber im 
politischen Kontext durchaus anerkannt. Zumindest bei der Betrachtung 
von Massenklientelismus ist der Verzicht auf dieses Merkmal jedoch 
angezeigt. 
 
 Anwendbarkeit – im Folgenden gebräuchliche 2.4
Begriffsverwendung  
In diesem Kapitel wird beschrieben, inwiefern die vorangegangenen 
Ausführungen auf Parteien in einer demokratischen Industrienation wie 
Deutschland angewendet werden können. Es stellt sich hierbei auch die 
Frage, ob die in den vorigen Kapiteln erarbeiteten Merkmale angepasst 
oder modifiziert werden müssen, damit anhand von ihnen die Aussagen 
der Parteien im Sinne dieser Arbeit untersucht werden können. 
 
Der Begriff Klientelismus wurde ursprünglich „vorwiegend in der 
Ethnologie und Sozialanthropologie mit Bezug auf traditionale, meist 
kleinräumige Agrargesellschaften verwendet […].“ Erst seit Mitte der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wird der Begriff auch in der 
Politikwissenschaft verwendet.106 Viele Werke mit vergleichbarem Inhalt 
haben sich mit dem Phänomen des Klientelismus in der Antike, dem 
Mittelalter, der frühen Neuzeit oder der Situation in Südamerika befasst.107 
Jedoch wären im Zusammenhang mit dieser Arbeit die Merkmale 
umfassend anzupassen, was stellvertretend die in Kapitel 2.1.2 genannten 
Ansichten Moraws108 zeigen. So sind die heute zu untersuchenden 
Beziehungen nicht mehr von gleich starker Abhängigkeit geprägt wie 
damals. Eine indirekte (auch durch die Wahl und die Wünsche der Wähler 
                                            
106
 Vgl. Berg-Schlosser, 1987, S.207ff. 
107
 Vgl. u.a. Nicols, 2014; Maczak, 2005; Seffer, 2012. 
108
 Vgl. Moraw, 1988, S.6. 
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selbst hergestellte) Abhängigkeit ist aber auch bei Wähler-Parteien-
Verhältnissen nicht von der Hand zu weisen. Weiteres lässt sich nach 
einer Modifizierung vom Mittelalter auf die heutige Zeit zuschneiden. 
„Schutz und Chancen“ sind hier anwendbar auf den Schutz der eigenen 
Meinung, welche die Partei durch ihre Wahl vertreten soll. „Dienste und 
Ergebenheit“ sind direkt übertragbar auf Wählerstimmen. Nicht direkt für 
diese Arbeit anwendbar wäre die Persönlichkeit der Beziehungen. Hebt 
man jedoch die Wählerschaft der Rentennahen als Kollektiv mengen- und 
machtmäßig auf das Niveau einer ganzen Partei, so entsteht zwischen 
Patron – der Partei – und Klient – der rentennahen Wählerschaft - ein 
Verhältnis wechselseitiger Wünsche, das persönlichen Beziehungen nahe 
kommt. Es wäre dann den Akteuren der jeweilige Mitteleinsatz 
gewissermaßen bekannt, was mit einer persönlichen Absprache zu 
vergleichen wäre.  
 
Dass Klientelpolitik jedoch auch ein auf moderne Industrienationen 
anwendbarer Sachverhalt ist, zeigen Kitschelt und Wilkinson mit der 
Aussage „that a quite different type of patronage-based, party-voter 
linkage exists in many countries, including some advanced industrial 
democracies.“109  
Und auch Piattoni und Kopecky/Mair/Spirova sehen Klientelismus nicht 
wie in der bisherigen Forschung als ein Phänomen Lateinamerikas oder 
des Mittelmeerraums, sondern führen den gleichbedeutenden Begriff der 
Klientelpolitik zur Beschreibung klientelistischer Beziehungen in allen 
Ländern der Welt, insbesondere in Europa, an.110 
Ähnliche moderne Forschungssachverhalte zeigen also, dass die 
gegenwärtige Parteienlandschaft in Deutschland zumindest theoretisch 
nicht von der Betrachtung ausgeschlossen werden muss. 
 
Dennoch sind vergleichbare Werke rar und das Thema Klientelpolitik auch 
nicht nur aus einer Perspektive zu erforschen wie bereits Kitschelt und 
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 Kitschelt/Wilkinson, 2007a, S.2. 
110
 Vgl. Piattoni, 2001a, S.4; Kopecky/Mair/Spirova (Hrsg.), 2012. 
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Wilkinson beschrieben haben. Deshalb sind die theoretischen Ansätze 
über Klientelismus und Klientelpolitik je nach Untersuchungsgegenstand 
entsprechend zu modifizieren.111 Maczak geht in diesem Zusammenhang 
sogar so weit, dass er versuchen will, Definitionen zu umgehen, da die 
jeweilige Anwendung einzelfallabhängig ist und sich je nach Bereich und 
Perspektive des Forschungsgegenstands verändert.112 Auch Berg-
Schlosser befürwortet es, das schwer erfassbare Phänomen Klientelismus 
im Einzelfall auszulegen.113 Dass dies möglich ist, zeigt die nicht nur von 
Paulus zugesprochene „Anpassungsfähigkeit“ des 
Klientelismusbegriffs.114 Diese Anpassungsfähigkeit sieht auch Piattoni 
und unterstreicht die Vielseitigkeit der Anwendung mit der Aussage:  
“As political strategies, clientelism and patronage have the capacity 
to adapt to the existing circumstances as well as to alter them.“115 
Die Wandlungsfähigkeit, die sich in den unterschiedlichen 
Untersuchungsgegenständen zeigt, vergrößert den Anwendungsbereich 
genauso wie die Herausforderung die Merkmale passend zu gestalten und 
Schwerpunkte zu setzen. Hiermit stimmt auch die in Kapitel 2.1.2 von 
Weber Pazmiño erkannte und sehr weit gefasste Begriffsverwendung 
zeitgenössischer Autoren überein.  
 
Auch die Anwendung auf Wahlprogramme ist aus Sicht der Forschung 
nicht in Frage zu stellen. So spielen Wahlen bei verschiedenen 
Untersuchungen zur Klientelpolitik jeweils eine wichtige Rolle. Hierzu 
seien stellvertretend nochmals Maczak und Paulus genannt, die Beispiele 
in Bezug auf die Einflussnahme bei Wahlen erläutern, bei Letzterem 
insbesondere auch hinsichtlich des Angebotes von Sozialprogrammen.116 
Auch Berg-Schlosser argumentiert, wie schon in Kapitel 2.1.2 genannt, in 
Hinblick auf einen Tausch mit politischen Absichten. 
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 Vgl. Kitschelt/Wilkinson, 2007b, S.322. 
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 Vgl. Maczak, 2005, S.444. 
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Die vorausgegangenen Ausführungen zeigen die unterschiedliche 
Verwendung der Begriffe Klientelismus, Patronage und Klientelpolitik in 
unterschiedlichen Ländern, in unterschiedlichen Zeiten, in 
unterschiedlichen Kontexten und von unterschiedlichen Autoren. Aus 
dieser Fülle werden nun jene Merkmale herausgearbeitet, die auf den in 
der Einleitung erörterten Sachverhalt anzuwenden sind. Ausgangspunkt 
sind die in den letzten Kapiteln erarbeiteten Merkmale von Klientelpolitik.  
Klientelismus zeichnet sich also aus durch den informellen 
zweiseitigen (Personen, Gruppen, Organisationen) Tausch von 
unbestimmten Vergünstigungen mit wechselseitigem Nutzen. 
Hierbei können eine gewisse Ungleichheit betreffend der 
Position, Macht und Ressourcen sowie das Vorliegen persönlicher 
Beziehungen bestehen. Er ist von Freiwilligkeit geprägt, sodass 
sich die gegenseitige Abhängigkeit in der modernen 
Klientelismusforschung minimiert.   
In Abgrenzung zum Klientelismus werden bei der Spezifizierung der 
Klientelpolitik die agierenden Personen sowie die 
Tauschgegenstände konkretisiert. So bieten sich Wähler(-
schaften) und Partei oder Politiker gegenseitig Wählerstimmen 
bzw. öffentliche Ressourcen an. Die genauen öffentlichen 
Ressourcen werden jedoch weiterhin offen gelassen. Die 
Ungleichheit der Handelnden ist auf die anzubietenden 
Ressourcen anzuwenden. Die Entbehrlichkeit der 
Persönlichkeit der Beziehung zwischen Wähler und 
Partei(mitglied) ist in der Literatur strittig, aber im politischen 
Kontext durchaus anerkannt. Zumindest bei der Betrachtung von 
Massenklientelismus ist der Verzicht auf dieses Merkmal jedoch 
angezeigt. 
 
Die in der Literatur unbestrittene Informalität der Beziehung als Merkmal 
der Klientelpolitik ist auch in Anwendung auf die vorliegende Fragestellung 
nicht anzuzweifeln und muss somit in den späteren Untersuchungen der 
Wahlprogramme zwingend geprüft werden. Gleiches gilt für den 
zweiseitigen Tausch von Vergünstigungen mit wechselseitigem Nutzen. 
Die wechselseitigen Vergünstigungen seien jedoch konkretisiert als 
Wählerstimmen und politische Bevorzugung durch Verteilung öffentlicher 
Ressourcen. Die zwei handelnden Seiten seien festgeschrieben als 
Wähler(-schaften) und Partei, wobei auf eine Persönlichkeit der Beziehung 
im Hinblick auf die mögliche Bevorzugung ganzer Gruppen verzichtet wird. 
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Die geforderte Ungleichheit soll im Angebot unterschiedlicher Leistungen 
liegen. Die Freiwilligkeit der Verbindung soll als wichtiger Punkt in die 
Untersuchung einfließen. Die Abhängigkeit wird nicht als Voraussetzung 
überprüft, sondern lediglich zur Untermauerung des gegenseitigen 
Nutzens dienen, da die jeweilige Gegenseite zur Zielerreichung benötigt 
wird.  
 
Entgegen der Ansicht einiger Autoren, die sich intensiv mit dieser 
komplexen Thematik beschäftigt haben und sich um eine möglichst 
genaue Differenzierung der Begrifflichkeiten bemüht haben, wird in dieser 
Abhandlung nicht weiter auf mögliche Unterscheidungen der unzähligen 
Ausdrücke eingegangen, sondern viel mehr auf deren enge 
Verwandtschaft und oft erläuterte Bedeutungsgleichheit verwiesen. Der im 
Folgenden verwendete Terminus „Klientelpolitik“ wird sich auf die eben 
erläuterten Eigenschaften beziehen. Um Verwirrungen zu vermeiden und 
den Kreis zu den in der Einleitung genannten Ansichten zu schließen, wird 
nur noch auf diesen Begriff zurückgegriffen. 
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3 Untersuchung der Grundsatz- und 
Wahlprogramme 
In den in diesem Kapitel folgenden Wertungen, insbesondere jener der 
Wahlprogramme der Bundestagswahlen, wird hauptsächlich aus 
ökonomischer Sicht argumentiert. Jedoch ist gerade in der Sozialpolitik 
der soziale Gedanke von eminenter Relevanz. Aber auch die 
Benachteiligung jüngerer Generationen durch eine finanzielle 
Mehrbelastung würde einen sozialen Konflikt darstellen. Eine 
allumfassende Bewertung der Politik ist dem Umfang und dem Ziel dieser 
Arbeit aber nicht zuträglich. Eine tiefgründige Diskussion des sozialen 
Aspekts wäre umfassend genug für den Inhalt einer eigenen Abhandlung. 
Nichtsdestotrotz wird auch diese Sicht in manchen Fällen kurz ins Feld 
geführt. Im Vordergrund steht in dieser Arbeit weiterhin die Frage, 
inwiefern die von politischer Seite verfolgte Rentenpolitik Merkmale von 
Klientelpolitik aufweist. 
 
 Die CDU 3.1
Die CDU117 sieht sich als „Volkspartei der Mitte“ und verfolgt ihre 
Grundwerte „Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit“ orientiert am 
christlichen Menschenbild. Sie will für alle Bürger des Landes offen sein. 
Sie etablierte die soziale Marktwirtschaft und forcierte richtungsweisende 
Politik von den Nachkriegsjahren über die Wiedervereinigung bis in die 
heutige Zeit. Heute sollen der europäische Gedanke und der 
Wirtschaftsstandort Deutschland ebenso gestärkt werden, wie das sichere 
Miteinander und Füreinander in Deutschland und der Welt. Der Staat solle 
jedem Bürger die Freiheit schaffen, seine Chancen zu verwirklichen und 
ihn nur gegebenenfalls dabei unterstützen.118 
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 Die Parteien werden in alphabetischer Reihenfolge behandelt. 
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 Vgl. CDU (Hrsg.), 2007, S.5f. 
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3.1.1 Das aktuelle Grundsatzprogramm der CDU aus 
rentenpolitischer Sicht 
Das gegenwärtige Grundsatzprogramm der CDU wurde am 03.12.2007 
auf dem Parteitag verbindlich vereinbart. Es soll Werte und Ziele und 
Antworten „auf die Herausforderungen unserer Zeit [geben].“119 Im 
Folgenden wird nun die grundsätzliche aktuelle rentenpolitische 
Ausrichtung der CDU als größte Unionspartei vorgestellt. Auf dieser Basis 
wird dann in Kapitel 3.1.4 analysiert, inwiefern sich hier Merkmale von 
Klientelpolitik finden. 
 
Die Politik der CDU soll von Solidarität geprägt sein, woraus sich Rechte 
und Pflichten, sowohl für den Staat, als auch für die Bürger ergeben. In 
diesem Zusammenhang soll auch die Generationengerechtigkeit gestärkt 
werden und als politischer Maßstab dienen. Eine Politik auf Kosten 
zukünftiger Generationen sei zu vermeiden, und Belastungen seien 
gerecht zu verteilen. Es sei eine Gesellschaft zu formen, die füreinander 
sorgt.120 Der demografische Wandel führe dazu, dass das 
Sozialversicherungssystem mit den neuen Entwicklungen in Einklang 
gebracht werden muss.121 Eine „zukunftsorientierte Politik“ müsse verfolgt 
werden, um die Chancen der alternden Gesellschaft zu nutzen und 
gleichzeitig auch für sich daraus ergebende „Herausforderungen“ 
gewappnet zu sein. Im Hinblick auf den Verlust von Wissen und Erfahrung 
sollen die Möglichkeiten für ein flexibles Ausklingen der Erwerbsbiografie 
geschaffen werden.122 Die soziale Marktwirtschaft soll als Wegweiser einer 
solidarischen Sozialpolitik gelten.123 Darüber hinaus sei die Entwicklung 
eines „aktivierende[n] Sozialstaat[s]“ anzustreben, der die 
Eigenverantwortlichkeit fördert. Die „Generationengerechtigkeit“ soll dem 
jedoch nicht zum Opfer fallen.124 Die Alterssicherung müsse sich weiterhin 
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 Vgl. CDU (Hrsg.), 2007, S.5. 
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 Vgl. ebd., S.11ff. 
121
 Vgl. ebd., S.20f. 
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aus gesetzlicher, betrieblicher und privater Vorsorge zusammensetzen. 
Hierbei stellt die gesetzliche Rentenversicherung die Basis dar. Im 
Hinblick auf den demografischen Wandel muss jedoch der 
Generationenvertrag dergestalt angepasst werden, dass weder jüngere 
noch ältere Generationen unter den Modifizierungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung leiden. Deshalb sollen „Mehrfachbelastungen von 
Erziehenden [anerkannt] und honoriert [werden].“ Die Trennung von 
Grundsicherung und selbst erwirtschafteter Rente ist nach der Meinung 
der CDU beizubehalten. Ebenso sind die Renten als 
Versicherungsleistungen weiterhin an die entrichteten Beiträge zu koppeln 
und sollen ohne große Einbußen des Rentenniveaus somit im Alter, im 
Todes- oder Erwerbsminderungsfall absichern. Der CDU ist bewusst, dass 
die gesetzliche Alterssicherung allein aber in Zukunft nicht mehr 
ausreichen werde, und die beiden ergänzenden Säulen der betrieblichen 
und privaten Sicherung zunehmend an Relevanz gewinnen werden.125  
 
3.1.2 Rentenpolitische Ausrichtung vor den Wahlen - Die 
Bundestagswahlprogramme 2005, 2009 und 2013 
Das CDU/CSU-Wahlprogramm aus dem Jahr 2005 zielt auf eine klare 
Abgrenzung zu der, aus ihrer Sicht, destruktiven Politik der rot-grünen 
Vorgängerregierung ab.126 Der demografische Wandel gepaart mit hoher 
Arbeitslosigkeit führe zu weniger Beiträgen in der Rentenkasse. Trotzdem 
bleibe die gesetzliche Rente „eine wichtige Säule der Alterssicherung“. 
Jedoch sei aufgrund der aufgeführten Entwicklungen eine ergänzende 
private Vorsorge nicht zu umgehen. Um den zweckmäßigen Fortbestand 
der gesetzlichen Rentenversicherung auf lange Sicht zu gewährleisten, 
sollten Schritte unternommen werden, die die „Lebensarbeitszeit“ 
verlängern. So z.B. „kürzere Ausbildungszeiten [sowie ein früherer] 
Berufseintritt“ und eine Förderung der Arbeitsvermittlung älterer 
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 Vgl. CDU (Hrsg.), 2007, S.61ff. 
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Arbeitnehmer. Auch das Renteneintrittsalter sei nicht haltbar und nach 
oben zu korrigieren.127 
Hierbei „müssen drei Leitlinien gelten: Demografiefestigkeit, 
Familienfreundlichkeit, Generationengerechtigkeit.“128 
Als konkrete Verbesserung sollte ein monatlicher 50 Euro Beitragserlass 
für ab dem 01.01.2007 geborene Kinder gewährt werden. Dieser sollte bis 
zum 12. Lebensjahr berücksichtigt werden. Zudem sollte sich „der 
Beitragssatz zur Rentenversicherung […] an der gegenwärtigen 
Beitragshöhe“ orientieren. Auch die private und betriebliche Altersversorge 
sollte dergestalt verbessert werden, dass Vereinfachungen und 
Vergünstigungen vorgenommen werden, um den Zugang zu diesen 
Alterssicherungssäulen zu fördern.129 
 
Im Wahlprogramm 2009 werden die Erfolge der von CDU/CSU regierten 
abgelaufenen Legislaturperiode vorangestellt, um dann die Fortsetzung 
dieser Politik begründen.130 Es sollte älteren Bürgern durch bessere 
Zugangs- und Weiterbildungsmöglichkeiten die Erwerbstätigkeit auch 
noch im rentennahen Alter ermöglicht werden. Die Wirksamkeit der drei 
Säulen der Altersvorsorge wird von der Union bestätigt und soll deshalb 
ebenso beibehalten werden wie die am Bedarf orientierte Grundsicherung 
außerhalb der Rentenversicherung. Eine „Erwerbstätigenversicherung“, 
die alle Erwerbstätigen abdeckt, sei keine Lösung für das Problem des 
demografischen Wandels. Rentenanpassungen sollen die Rentner an der 
Einkommensentwicklung beteiligen, ohne die beitragszahlende 
Generation zu überfordern. Gerechtigkeitslücken, wie bei der 
Berücksichtigung der Kindererziehung, seien zu schließen. Weiterhin 
sollte die private staatlich geförderte Altersvorsorge ausgebaut und weiter 
verbessert werden.131 
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128
 CDU (Hrsg.), 2005, S.32. 
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Mit den Inhalten des CDU/CSU Wahlprogrammes zur Bundestagswahl 
2013 soll die bisherige Politik ihre Fortsetzung und ihren Ausbau aufgrund 
der zu diesem Zeitpunkt aktuellen Probleme finden.132 Eines dieser 
Probleme ist der demografische Wandel, dem mit einer von der Union auf 
den Weg gebrachten „Demografiestrategie“ begegnet wurde. Diese 
Strategie solle weiter ausgebaut werden.133 „[D]ie gesetzliche Rente [soll] 
auch in Zukunft stabil und sicher [bleiben].“134 Hierfür sei die Orientierung 
am Generationenvertrag beizubehalten und weiterhin die Renten an die 
Lohnentwicklung zu koppeln, ohne gleichzeitig die die Finanzierung 
tragende Generation im Übermaß zu belasten. Die dreigliedrige 
Altersvorsorge solle beibehalten und in diesem Zusammenhang private 
und betriebliche Altersvorsorge verbessert werden. Die Union 
beabsichtigte, in diesem Programm die „Mütterrente“ einzuführen. Diese 
sieht einen Bonus für Mütter vor, deren Kinder vor 1992 geboren 
wurden.135 Dies sei „durch die gute finanzielle Situation der 
Rentenversicherung und vorhandene Mittel aus dem Zuschuss des 
Bundes möglich.“136 Auch wurde beabsichtigt, die häusliche Pflege besser 
in der Rentenversicherung zu honorieren. Zudem war ein Rentenzuschuss 
auf 850 Euro als Anerkennung der „Lebensleistung“ für diejenigen 
Versicherten vorgesehen, die 40 Jahre Versicherungsbeiträge geleistet 
haben und privat vorgesorgt haben. Vergünstigend sollten in diese 40 
Jahre Kindererziehung, Pflege oder Erwerbsleben in der DDR bis zum 
Zeitpunkt der Wiedervereinigung einfließen. Im Hinblick auf den 
Fachkräftemangel und den Wunsch immer mehr älterer Arbeitnehmer 
länger zu arbeiten, sollten Rahmenbedingungen geschaffen werden, die 
es ermöglichen das Erwerbsleben flexibel und mit geringeren Abzügen als 
bisher ausklingen zu lassen. Dazu zählen auch der Ausbau und die 
Verbesserung von Rehabilitationsleistungen. Außerdem war beabsichtigt, 
das Sicherungsniveau der Erwerbsminderungsrenten anzuheben. 
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 Vgl. CDU (Hrsg.), 2013, S.24f. 
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 CDU (Hrsg.), 2013, S.45. 
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 Vgl. CDU (Hrsg.), 2013, S.45f. 
136
 CDU (Hrsg.), 2013, S.45. 
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Selbständige ohne „anderweitige Absicherung“ sollten verpflichtet werden, 
entweder gesetzlich oder privat für die Rente vorzusorgen. Für alle Bürger 
sollte eine zentrale Anlaufstelle geschaffen werden, die über alle drei 
Säulen der Alterssicherung informiert.137 
 
3.1.3 Wertung der Aussagen – Bevorzugungen und 
Benachteiligungen von Wählergruppen 
Nachfolgend wird mit der Betrachtung des Grundsatzprogrammes von 
2007 begonnen, obwohl es zeitlich nach dem Bundestagswahlprogramm 
2005 angesiedelt ist. Das Grundsatzprogramm enthält jedoch im 
Unterschied zu den Wahlprogrammen übergeordnete, langjährige Ziele. 
Hier bilden sich die grundsätzlichen Standpunkte der Partei ab, womit die 
Bewertung beginnen soll. 
Das aktuelle Grundsatzprogramm zeigt die Prägung der langfristigen 
rentenpolitischen Vorhaben der CDU durch den demografischen Wandel. 
Die in Kapitel 3.1.1 genannten Aussagen wie Chancen nutzen und für 
„Herausforderungen“ gewappnet, sowie „zukunftsorientierte Politik“ 
zeugen von der Absicht, eine verantwortungsbewusste Politik für alle 
Wähler zu verfolgen. Ebenso wird jedoch kommuniziert, dass das 
Sozialversicherungssystem einschließlich des Generationenvertrags an 
die Entwicklungen angepasst werden soll. Es wird das Bestreben 
verdeutlicht, mit Beiträgen und Steuern verantwortungsvoll umzugehen 
und somit nicht ausschließlich zu Lasten künftiger Generationen handeln 
zu wollen, sondern die Belastungen möglichst gerecht zu verteilen. Dies 
unterstreichen auch die durchgängig genutzten Begriffe „Solidarität“ und 
„Generationengerechtigkeit“. Der demografische Wandel betrifft also jeden 
Bürger. Somit soll auch jeder Bürger seinen Teil zur Problemlösung und 
Überwindung der Schwierigkeiten beitragen und dann weiterhin am 
Rentensystem partizipieren. 
Von der Zielrichtung eines flexiblen Ausklingens der Erwerbsbiografie 
profitieren auf lange Sicht alle Versicherten, werden aber gleichermaßen 
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 Vgl. CDU (Hrsg.), 2013, S.45f. 
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an der nicht einfach zu stemmenden Finanzierung beteiligt, z.B. bei einem 
frühzeitigen Rentenbeginn. Kurzfristig profitieren jedoch die rentennahen 
Jahrgänge, ohne sich in gleicher Weise an der Finanzierung zu beteiligen 
wie die jüngere, noch rentenferne Generation unter den Beitragszahlern.  
Die Rentenhöhe weiterhin an die entrichteten Beiträge zu koppeln, erweist 
sich als beständige Politik etwas beizubehalten, das sowohl aus 
ökonomischer Sicht der Rentenversicherung, als auch der Versicherten 
unumgänglich ist. Der Generationenvertrag muss eine gewisse 
Absicherung gewährleisten können. Diese Ausrichtung, die die oben 
genannte Gerechtigkeit weiterhin wahren soll, beinhaltet keine 
ausdrückliche Bevorzugung oder Benachteiligung einer bestimmten 
Wählerschicht. 
Vom Vorhaben, Mehrfachbelastungen von Erziehenden stärker als bisher 
in die Berechnungen einzubeziehen, würden unmittelbar alle Erziehenden 
profitieren, gleichzeitig stellt dies einen solidarischen Beitrag aller 
Versicherten zur Finanzierung nachfolgender Generationen dar. Da die 
Erziehung aber gleichermaßen ein indirekter Beitrag zur späteren 
Finanzierung der Rente ist, kann nicht von einer Bevorzugung einer 
Gruppe bei gleichzeitiger Benachteiligung einer anderen gesprochen 
werden. 
Dass die CDU neben der gesetzlichen Rentenversicherung weiterhin auch 
auf die beiden anderen Säulen der Alterssicherung bauen will, ist ein 
Hinweis auf die Beibehaltung des Bewährten und ein Zeichen, dass die 
gesetzliche Rente in Zeiten des demografischen Wandels nicht mehr 
alleine ausreicht und zusätzlich individuell (privat wie betrieblich) 
vorgesorgt werden muss. 
Die Absicht einer solidarischen Sozialpolitik bei der trotzdem die 
Eigenverantwortung an Relevanz gewinnt, zeigt, dass die CDU der 
Meinung ist, dass sich aufgrund der angespannten finanziellen Lage, der 
Staat zunehmend auch auf die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen, 
anstatt eines direkten Eingreifens beschränken muss. Unter der CDU 
würden aber weiterhin Regelungen getroffen werden, die der 
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Solidargemeinschaft und somit dem Einzelnen zugutekommen ohne 
andere zu benachteiligen. 
  
Die Christdemokraten sprechen in ihrem Grundsatzprogramm eine 
Vielzahl in Zukunft relevanter rentenpolitischer Ansätze an, ohne dabei im 
Hinblick auf deren genaue Ausprägung konkret zu werden. Trotzdem ist 
ein Solidarität innerhalb der Gesellschaft beabsichtigender Grundgedanke 
erkennbar. Somit kann nach diesen Ausführungen nicht auf eine politische 
Ausrichtung geschlossen werden, die rentennahe Jahrgänge im Übermaß 
bevorzugt.  
 
In jedem der vorliegenden Wahlprogramme der CDU/CSU ist der 
demografische Wandel als Kernproblem allgegenwärtig. Es wird 
beabsichtigt, in diesem Zusammenhang sukzessive nach Lösungen und 
beständigen politischen Zielrichtungen zu suchen, die für alle Alters- und 
Wählerschichten gleichermaßen geeignet sind. Besonders hervorgehoben 
wird diese vermittelnde Ausrichtung an den 2005 genannten Schlagworten 
Demografiefestigkeit, Familienfreundlichkeit und 
Generationengerechtigkeit, die als Orientierungshilfe zur Ausführung  der 
rentenpolitischen Ziele dienen. Einen möglichen Lösungsansatz führt die 
Union in Bezug auf den demografischen Wandel im Jahr 2005 an, indem 
sie vorschlägt, die „Lebensarbeitszeit“ (z.B. durch eine Erhöhung des 
Renteneintrittsalters) zu verlängern. Dieses Vorhaben erscheint aufgrund 
der gesellschaftlichen Entwicklung als unumgängliche und somit 
angebrachte Benachteiligung138 aller Wähler. Gleiches gilt für die ebenfalls 
2005 geäußerte Intention, den Beitragssatz zur Rentenversicherung zu 
konsolidieren, was als Vorteil für alle Wähler zu sehen ist, um einen 
angemessenen Beitrag zur Alterssicherung zu leisten und gleichzeitig 
nicht überlastet zu werden. 
                                            
138
 Hierbei wird davon ausgegangen, dass bei einer gesicherten Altersrente für die 
Mehrheit der Erwerbstätigen ein möglichst früher Austritt aus dem Erwerbsleben 
angestrebt wird. 
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Im Wahlprogramm 2009 wird sich dergestalt von der SPD distanziert, dass 
eine Erwerbstätigenversicherung nicht die gewünschte Abmilderung der 
durch den demografischen Wandel resultierenden Herausforderungen 
bringen würde. Das bestehende System sei vielmehr auch für die 
kommenden Schwierigkeiten ausgelegt, was sich in der in den 
Wahlprogrammen durchgängigen Befürwortung der Beibehaltung der 
dreigliedrigen Altersvorsorge zeigt. In diesem Zusammenhang solle 
insbesondere die gesetzliche Rente gefestigt und zielführend 
weiterentwickelt werden. Ebenso wird auch wahlprogrammübergreifend 
eine Vereinfachung und Vergünstigung von privater und betrieblicher 
Altersvorsorge gefordert, die in Ergänzung zur gesetzlichen Rente als dem 
demografischen Wandel geschuldeter Nachbesserungsbedarf zu 
verstehen sind. 
Hiervon profitieren alle Wähler gleichermaßen, die gleichzeitig die in der 
gesellschaftlichen Entwicklung begründeten Einbußen hinnehmen. Das 
Genannte vermittelt den Bürgern Zukunftssicherheit sowie politische 
Präsenz und Kontrolle über die Situation. Das Festhalten an der 
Notwendigkeit zusätzlicher Sicherungssysteme, ergänzend zur 
gesetzlichen Rentenversicherung, signalisiert den Wählern jedoch die 
Einschätzung, dass diese Eigenleistungen für die Altersvorsorge auch in 
Zukunft relevant sind, und keine ausschließlich kurzfristigen Maßnahmen 
darstellen. Ein Zurück zur ausschließlich gesetzlichen Form der 
Altersrente wird damit ausgeschlossen. 
Die Wahlprogramme übergreifend, wird das Renteneintrittsalter als 
Stellschraube in hinsichtlich des demografischen Wandels gesehen. 
Während jedoch 2005 notwendigerweise beabsichtigt wird, das 
Renteneintrittsalter in allen Rentenarten zum Nachteil aller Wähler zu 
erhöhen, wird 2009 und 2013 versucht, die Einschnitte eines solchen 
Schrittes z.B. durch flexiblere Übergange in die Rente auszugleichen. Im 
Wahlprogramm der Bundestagswahl 2009 soll dies durch bessere 
Möglichkeiten des Arbeitsmarktzugangs sowie durch 
Weiterbildungsangeboten für ältere Arbeitnehmer gewährleistet werden. 
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Von dieser auf sie zugeschnittenen Leistung profitieren eben diese 
rentennahen Wähler. Gleichzeitig wird aber die jüngere Generation nicht 
unmittelbar belastet, sondern ganz im Gegenteil für die Älteren die 
Möglichkeit geschaffen, weiterhin zu ihrer eigenen Rente und der 
Steigerung der Wirtschaftsleistung beizutragen. Im Wahlprogramm von 
2013 wird weiterhin, aber in einer noch versichertenfreundlicheren Form, 
an diesem Punkt angesetzt. Von einem in diesem Jahr geforderten 
flexibleren Übergang in die Rente profitieren auf lange Sicht alle 
betroffenen Wähler. Zuerst aber die rentennahen Jahrgänge, während die 
beitragszahlende Generation die Vergünstigung zunächst finanzieren 
muss. Gleiches gilt für die „Weiterentwicklung“ der Hinzuverdienstgrenzen. 
Auch die Kindererziehung lässt nach Ansicht der Union in jeder 
Legislaturperiode Raum für Nachbesserungen. 2005 soll dies konkret in 
Gestalt des um 50 Euro verringerten Rentenversicherungsbeitrags 
erfolgen. Weniger konkret fällt die in diesem Zusammenhang 2009 
bekundete Absicht aus, Gerechtigkeitslücken schließen zu wollen. Beide 
Ansätze bedeuten gewisse Begünstigungen für Erziehende. Wie schon in 
Bezug auf das Grundsatzprogramm erörtert, ist hinsichtlich des allen zu 
Gute kommenden gesellschaftlichen Beitrags der Erziehung, dieser Schritt 
jedoch nicht als Bevorzugung zu sehen, die gleichzeitig andere 
Wählerschaften benachteiligt. Von der 2013 geplanten Mütterrente 
profitieren wiederum die Erziehenden. Ob sich Honorierung und 
gemeinschaftlicher Aufwand im Nachhinein in diesem Ausmaß noch die 
Waage hält, soll an dieser Stelle nicht bewertet sein. Fakt ist, dass 
ähnliche Vergünstigungen zur Besserbewertung der Kindererziehung seit 
längerer Zeit verfolgt werden. Der letztgenannte Schritt im Jahr 2013 passt 
jedoch in diesem Umfang nicht ins bisher von der CDU vermittelte Bild 
eines nachhaltigen und verantwortungsvollen Umgangs mit dem 
demografischen Wandel und den kommenden Generationen. Er belastet 
somit unabhängig von der Art der Finanzierung kommende Generationen, 
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während man die Nutznießer im Durchschnitt auf ein Alter von ungefähr 
50 Jahren139 schätzen kann. 
 
Abbildung 2: Durchschnittliches Alter der Mütter bei der Geburt des ersten Kindes
140
 
Die CDU beabsichtigt laut ihrer Wahlprogramme 2009 und 2013, die 
Renten in gleichem Maße wie die Löhne zu erhöhen. Hiervon profitieren 
unmittelbar Rentner und in naher Zukunft die gegenwärtig älteren 
Arbeitnehmer. Gleichzeitig wird aber die Zusage gemacht, die 
beitragszahlende Generation nicht zu benachteiligen, was in Anbetracht 
der dadurch möglicherweise steigenden Beiträge angezweifelt werden 
kann. Im Hinblick auf die Notwendigkeit der Teilhabe trotz Inflation ist 
dieser Schritt wie vorliegend in angemessener Weise ein gerechter, 
notwendiger Schritt für alle Wähler. Er kann deshalb nicht als 
unangemessene Bevorzugung gesehen werden. 
Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2009 wurde von Seiten der Union 
noch die Zielsetzung formuliert, die Grundsicherung weiterhin 
bedarfsorientiert außerhalb der Rentenversicherung angesiedelt zu lassen 
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 Das Alter beim ersten Kind lag im Jahr 1992, also unmittelbar vor der Umstellung auf 
die dreijährige Kindererziehungszeit, im Durchschnitt bei ca. 27 Jahren. Im Durchschnitt 
sind diese Erziehenden im Jahr 2015 also 50 Jahre alt. Vgl. hierzu Abbildung 2. 
140
 Statistisches Bundesamt, 2012, S.11 
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und somit auf die altbewährte Trennung der Systeme zu setzen. Alle 
Wähler profitieren von diesem konsistenten Vorgehen und dem daraus 
resultierenden Sicherheitsgefühl, nur in größter Not auf Grundsicherung 
zurückgreifen zu müssen. 2013 ist in dieser Hinsicht in Gestalt der 
Achtung der „Lebensleistung“ jedoch ein Paradigmenwechsel zu 
verzeichnen. Der Rentenzuschuss auf 850 Euro greift nur bei einem eng 
gefassten Personenkreis mit wenig Verdienst trotz langer Beschäftigung 
und eigener Vorsorge. Man könnte sich einen erziehenden Elternteil mit 
Nebenjob vorstellen, der stetige, aber durch Teilzeitarbeit geringe Beiträge 
einzahlt. Dieses Vorhaben stellt eine teilweise Abkehr von der 
Grundsicherung außerhalb der Rentenversicherung dar, und ist nicht mit 
dem bisherigen Vorgehen in Einklang zu bringen. Diese 
Grundsicherungsleistung in der Rentenversicherung könnte finanziell 
zusätzlich die Versichertengemeinschaft belasten und würde dann auf 
dem Rücken der beitragszahlenden Generationen eine nicht 
zielführende141, aber durch eine gewisse Besserstellung die Gewinnung 
von Wählerstimmen beabsichtigende Begünstigung darstellen.  
Die folgenden Vorhaben stammen ausschließlich aus dem Wahlprogramm 
2013. Von der Absicht, häusliche Pflege besser zu honorieren, profitieren 
direkt die Pflegenden. Dies muss in gewissem Maße von der solidarischen 
Gesellschaft anerkannt und getragen werden. Nichtsdestotrotz sind 
unerwartete Vergünstigungen in Zeiten des Sparens jedoch immer kritisch 
im Hinblick auf die zukünftige Finanzierbarkeit zu betrachten.  
Die Verbesserung und der Ausbau von Rehabilitationsleistungen als 
vorbeugende Leistung könnte ein längeres Erwerbsleben ermöglichen. 
Hiervon profitieren auf lange Sicht aus verschiedenen Blickwinkeln alle 
Wähler, zuerst aber die rentennahen Jahrgänge. Diese Vergünstigung ist 
zunächst von der zahlenden Generation zu tragen, könnte aber ein 
richtiger Schritt zur Etablierung einer längeren Erwerbsdauer sein. Dies 
würde der Sicherung der gesetzlichen Rentenversicherung dienen und 
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 Da sich die Absicherung nur unwesentlich (durch den Wegfall der persönlichen 
Einschnitte bei der Grundsicherung) verbessert und im Übrigen lediglich die leistende 
Behörde wechseln würde. 
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somit allen Wählern zugutekommen. Somit kann dieses Vorhaben nicht 
als Bevorzugung rentennaher Jahrgänge bewertet werden, wenngleich sie 
je nach Notwendigkeit sofort davon profitieren könnten. 
Selbständige ohne „anderweitige Absicherung“ zur Altersvorsorge zu 
verpflichten, könnte ein wichtiger Schritt im Kampf gegen Altersarmut sein. 
Hierbei werden lediglich Selbständige direkt tangiert, sowie bei einer 
individuellen Entscheidung für die gesetzliche Rentenversicherung indirekt 
die Solidargemeinschaft.  
Alle Bürger würden von einer zentralen Anlaufstelle profitieren, die über 
die drei Säulen der Alterssicherung informiert.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die CDU/CSU eine Reihe von 
Verbesserungen und Weiterentwicklungen der Rentenversicherung plante, 
und dabei eine immer positivere Entwicklung für die Wähler zu erkennen 
war. Die Vorschläge der Union sind so ausgestaltet, dass sie der 
allgemeinen Zufriedenheit zuträglich sind und nicht etwa ungeliebte 
Leistungseinschnitte beinhalten, die durchaus mit der angezeigten 
Zukunftsorientierung aufgrund des demografischen Wandels zu 
begründen wären. Das Vorhaben eines flexibleren Übergangs in die Rente 
würde die jüngeren Beitragszahler sofort mit der Finanzierung belasten, 
während die rentennahen Jahrgänge davon profitieren könnten. Ob diese 
Entwicklung jedoch haltbar ist, und die jetzt beitragspflichtigen 
Generationen noch in den Genuss dieser Verbesserung kommen ist 
fraglich. Auch mit den 2013 überraschend hinzugekommenen 
Vergünstigungen, wie der Verbesserung bei der häuslichen Pflege oder 
dem Rentenzuschuss auf 850 Euro, ist die beitragszahlende Generation 
sofort belastet, wohingegen nur unwesentliche Verbesserungen zu 
verzeichnen wären. Zumindest bei letzterem Punkt sei die Sinnhaftigkeit 
der zusätzlichen Belastung jüngerer Jahrgänge zugunsten älterer in Frage 
gestellt. 
Die Union wird in ihren Programmen selten konkret und formuliert häufiger 
Ziele als konkrete Pläne, was die genaue Ausprägung und Ausführung der 
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Vorhaben noch offen lässt. Nach den jüngsten Ausführungen wäre die im 
Grundsatzprogramm von Generationengerechtigkeit geprägte Politik 
ausbaufähig, da zum jetzigen Zeitpunkt geldwerte Leistungen angestrebt 
werden, die eine immer geringer werdende Zahl an Beitragspflichtigen zu 
tragen hat. Die zukünftigen Generationen werden deshalb aktiv belastet, 
während rentennahe Jahrgänge in den Genuss von Verbesserungen 
kommen. Ob diese Entwicklung aber auch als an die Klientel der älteren 
Wähler gerichtete Klientelpolitik gesehen werden kann, wird im nächsten 
Kapitel näher betrachtet. 
 
3.1.4 Handelt es sich bei der Rentenpolitik der CDU um 
Klientelpolitik? 
In den Kapiteln 2.3 und 2.4 wurden die ausschlaggebenden Merkmale von 
Klientelpolitik beleuchtet, nach deren Anwendung auf die Aussagen der 
Unionsparteien folgendes zu konstatieren ist. 
Es agieren zwei Seiten, in Gestalt der Union als Partei auf der einen Seite 
und der Wähler auf der anderen Seite. Die Beteiligung der Union zeigt 
sich am Angebot von Politik mit rentennahe Jahrgänge bevorzugenden 
Elementen142 und die Beteiligung der Wähler am in den Abbildungen 3 
und 4 erkennbaren herausragenden143 Wahlinteresse älterer Wähler an 
der CDU. 
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 Vgl. hierzu Kapitel 3.1.3. 
143
 Allein schon die über 60 Jährigen machen einen Anteil von über 40 Prozent der 
Unions-wähler aus. 
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Abbildung 3: Wählerschaft der Parteien nach Altersgruppen 2009
144
 
Somit kommt es zu einem zweiseitigen Tausch ungleicher Leistungen in 
Gestalt von ideellen Wählerstimmen gegen die geldwerte Bevorzugung145 
bei der Verteilung öffentlicher Ressourcen. Dieser Tausch basiert auf 
beidseitigem Interesse und dem Erreichen von wechselseitigem Nutzen, 
bei Einhaltung der jeweiligen Angebote. Diese Angebote beruhen jeweils 
auf Freiwilligkeit, da jeder Seite die Einhaltung ihres Angebotes freigestellt 
bleibt, was sich insbesondere in der Verteilung der Wählerstimmen146 auf 
mehrere Parteien, oder der Nichteinhaltung der Wahlversprechen zeigt. 
Auf beides hat die jeweilige Gegenseite keinen Einfluss, wobei in diesem 
Rahmen eine gewisse Abhängigkeit durch die Wechselseitigkeit der 
Interessen besteht. Als letztes Wesensmerkmal ist auch die Informalität 
der Beziehung  erfüllt, da keine vertraglichen oder vergleichbaren 
Regelungen vorhanden sind, sondern sich der Tausch der Angebote für 
beide Seite als lohnend darstellt. 
 
Die Betrachtung der Eigenschaften von Klientelpolitik zeigt somit die 
Vertretbarkeit der Ansicht, dass sich die Rentenpolitik der CDU in die 
Richtung einer auf die rentennahen Jahrgänge zugeschnittene 
Klientelpolitik entwickelt. 
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 Bundeswahlleiter, 2009, Tabelle 4.2. 
145
 Vgl. Kapitel 3.1.3. 
146
 Vgl. Abbildung 3 und 4. 
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Abbildung 4: Wählerschaft der Parteien nach Altersgruppen 2013
147
 
 
 Die SPD 3.2
„[D]ie älteste demokratische Partei in Deutschland“ kämpfte in ihrer 
ursprünglichsten Ausrichtung für die Rechte der Arbeiter, die deutsche 
Demokratie und für ein friedliches Miteinander in Deutschland, Europa und 
der ganzen Welt. Noch heute bleibt die SPD dieser Linie treu und versteht 
sich weiterhin als Verfechterin des demokratischen Sozialismus mit den 
Grundwerten „Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität“. 148  
 
3.2.1 Das aktuelle Grundsatzprogramm der  SPD aus 
rentenpolitischer Sicht 
Am 28.10.2007 beschloss die SPD ihr aktuellstes Grundsatzprogramm. 
Nach angeregten Verhandlungen um zukünftige Standpunkte konnten 
nach Kurt Becks Auffassung „handfeste Positionen, klare Orientierungen 
und nachprüfbare Handlungsaufträge“ herausgearbeitet werden.149 
Anhand dessen werden nun die generellen rentenpolitischen Ziele 
herausgearbeitet und später mit den Wahlprogrammen auf bevorzugte 
bzw. benachteiligte Zielgruppen hin untersucht.  
Die SPD steht für „soziale Gerechtigkeit“ und eine „solidarische 
Gesellschaft“. Dies soll das Sozialstaatsprinzip gewährleisten, bei dem die 
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 Bundeswahlleiter, 2013, Tabelle 4.2. 
148
 Vgl. SPD, 2007, S.12ff. 
149
 Vgl. Beck, 2007, S.3f. 
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Generationen und die Bürger füreinander einstehen.150 Der Staat ist dazu 
verpflichtet, hierfür die Rahmenbedingungen zu schaffen.151  
Deshalb beabsichtigt die SPD, aus dem Sozialstaat einen „vorsorgenden 
Sozialstaat“ zu entwickeln, der nicht nur absichert, sondern auch vorbeugt. 
Hierbei sollen alle Bürger gleichermaßen angesprochen und unterstützt 
werden, was durch eine Vernetzung der Politikfelder erreicht werden 
soll.152  
Seitens der Partei ist man entschlossen, der prognostizierten höheren 
Lebenserwartung in den politischen Überlegungen Beachtung zu 
schenken. Deshalb solle, um von den Erfahrungen der älteren 
Genrationen zu profitieren, der „Übergang in den Ruhestand flexibler 
[gestaltet werden].“ Die gesetzliche Rentenversicherung wird neben 
privater und betrieblicher Vorsorge weiterhin als Basiselement für 
finanzielle Sicherheit im Alter gesehen. Auch die Orientierung an Dauer 
und Einkommen der Erwerbstätigkeit soll bei der  Rentenberechnung 
beibehalten werden. Langfristig wird das Ziel verfolgt, „alle 
Erwerbstätigen“ in der gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern und 
eine „eigenständige Alterssicherung von Frauen“ zu etablieren.153 
 
3.2.2 Rentenpolitische Ausrichtung vor den Wahlen - Die 
Bundestagswahlprogramme 2005, 2009 und 2013 
Die SPD versprach sich durch die vorgezogenen Neuwahlen 2005 eine 
Bestätigung in ihrer Rolle, mit der eine Fortsetzung der bisherigen Politik 
möglich wäre. Die Wirtschaft sei zu stärken, Sicherheit zu gewährleisten 
und Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität voranzubringen.154 Es seien 
auch die Chancen des demografischen Wandels zu sehen, insbesondere 
solle die Lebenserfahrung der Älteren in die Gesellschaft einfließen. Als 
materielle Grundlage hierfür diene, neben den beiden ergänzenden 
Säulen der privaten und betrieblichen Altersvorsorge, weiterhin die 
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 Vgl. SPD, 2007, S.5f. 
151
 Vgl. ebd., S.32. 
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 Vgl. SPD, 2007, S.56f. 
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 Vgl. SPD, 2007, S.59. 
154
 Vgl. SPD, 2005, S.5. 
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gesetzliche Rentenversicherung. Außerdem sei die 
Einkommensentwicklung auf die Renten zu übertragen. Die betriebliche 
und private Altersvorsorge solle ausgebaut und verbessert werden. Die 
älteren Arbeitnehmer seien länger in den „Arbeitsprozess“ einzubinden 
und der Renteneintritt mit 65 Jahren zu festigen.155 
 
Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2009 beabsichtigt die SPD, die 
Bürger vom nötigen Wandel hin zu einer sozialeren Politik zu 
überzeugen.156 Hierbei sei das politische Handeln auch an den 
nachfolgenden Generationen zu orientieren.157 Die 
Sozialversicherungssysteme seien aufgrund der gesellschaftlichen 
Veränderungen anzupassen. So streben die Sozialdemokraten auf lange 
Sicht eine „Bürgersozialversicherung“ an, die allen Bürgern eine 
umfassende Absicherung bietet. In der Rentenversicherung wird in diesem 
Zusammenhang eine „Erwerbstätigenversicherung“ befürwortet. Für die 
kommende Legislaturperiode wird konkret die Einbeziehung der 
Selbständigen ohne Mitarbeiter beabsichtigt, die nicht anderweitig 
abgesichert sind. Die drei Säulen der Alterssicherung seien in ihrer 
bestehenden Form nicht zu erweitern, die einzelnen Bausteine jedoch zu 
verbessern. So sei vor dem Hintergrund des demografischen Wandels die 
schrittweise Anhebung der Regelaltersgrenze auf das 67. Lebensjahr zu 
befürworten und beizubehalten. Hierzu müssten aber die 
Arbeitsbedingungen sowie die Übergange in die Rente für ältere 
Arbeitnehmer verbessert werden. Die Höhe der Rente müsse weiterhin ein 
Abbild des Erwerbslebens bleiben. Um den eigenständigen Erwerb von 
Rentenanwartschaften zu fördern, seien nicht erwerbstätige Personen 
über 60 öfter in Arbeit zu vermitteln. Die negativen Auswirkungen von 
Arbeitslosigkeitszeiten und Niedriglöhnen sollen abgeschwächt werden. 
Die Unterschiede zwischen neuen und alten Bundesländern seien im 
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Rentensystem gänzlich abzubauen. Außerdem sollen Zusatzbeiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung ermöglicht werden.158 
 
Die Bundestagswahl 2013 lag im Jahr des 150. Jubiläums der SPD. Nicht 
nur deshalb wird hier die Aktualität, der schon in den Anfängen der Partei 
behandelten Themen wie sozialer Gerechtigkeit, unterstrichen.159 Um 
soziale Gerechtigkeit zu gewährleisten sei in der gesetzlichen 
Rentenversicherung eine „Erwerbstätigenversicherung“ weiterhin zu 
verfolgen.160 Hierbei wird als Einstieg die Einbeziehung von Selbständigen 
ohne vergleichbare Absicherung in die gesetzliche Rentenversicherung 
befürwortet.161 Da Altersarmut aus Erwerbsarmut resultiere, sei der 
Lösungsansatz schon hier zu sehen. Die Übergänge in die Rente sollten 
flexibler und individuell gestaltbar werden.162 Hierzu wird konkret der 
„abschlagsfreie[…] Zugang zur Rente ab 63 Jahren nach 45 
Beitragsjahren [sowie] eine attraktive Teilrente ab dem 60. Lebensjahr 
oder vergleichbare flexiblere Übergangsmodelle […] [vorgeschlagen].“163 
Außerdem sei die Erwerbsminderungsrente ohne Abschläge und mit einer 
längeren Zurechnungszeit zu gewähren. Auch die Möglichkeit zur 
Entrichtung von „Zusatzbeiträgen“ zur gesetzlichen Rentenversicherung 
sei zu schaffen. Die „Anhebung des Renteneintrittsalters“ solle 
dahingehend überprüft werden, ob für ältere Arbeitnehmer auch eine 
Beschäftigungsmöglichkeit bestünde. Ist das größtenteils zu verneinen 
würde sich die Erhöhung rentenmindernd auswirken und sei zu 
überdenken. Die gesetzliche Rentenversicherung sei in Zeiten des 
demografischen Wandels an die Entwicklungen anzupassen, um weiterhin 
die wichtigste Säule der Alterssicherung bleiben zu können. Trotzdem 
müsse auch der Ausbau und die Verbesserung der betrieblichen und 
privaten Sicherungsmöglichkeiten weiter vorangetrieben werden. 
                                            
158
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160
 Vgl. ebd., S.72. 
161
 Vgl. ebd., S.81. 
162
 Vgl. SPD, 2013, S.79. 
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Außerdem solle eine Strategie verfolgt werden, um das Rentenniveau zu 
wahren. Erst im Jahre 2020 solle anhand neuer vorliegender Werte eine 
aktuelle Betrachtung erfolgen. Bis zu diesem Zeitpunkt wird auch mit dem 
schrittweisen Abbau der Unterschiede im Rentensystem zwischen Ost und 
West gerechnet, sodass Rentner im Osten direkt nach der Wahl von den 
neuen Bedingungen profitieren könnten. Es wurde auch beabsichtigt, eine 
„Solidarrente“ für langjähre Beitragszahler in Höhe von 850 Euro 
einzuführen. Dieser Betrag sollte primär durch eine Höherbewertung von 
Arbeitslosigkeitszeiten und Beschäftigungen im Niedriglohnsektor 
zustande kommen. Werde die Höhe auf diesem Weg nicht erreicht, sei 
nach einer Bedürftigkeitsprüfung Grundsicherung auf diesem Niveau zu 
gewähren. Auch Zeiten der Kindererziehung, die mit (teilweisem) 
Einkommensverzicht einhergehen, seien günstiger zu bewerten und 
sollten in die Ermittlung der Solidarrente einfließen. Die Solidarrente sollte 
aus Steuermitteln finanziert werden, die vorgenannten Verbesserungen 
durch einen höheren Beitragssatz und eine höhere 
Nachhaltigkeitsrücklage beglichen werden.164  
 
3.2.3 Wertung der Aussagen – Bevorzugungen und 
Benachteiligungen von Wählergruppen 
Es wird wiederum das Grundsatzprogramm trotz der abweichenden 
Chronologie zur kurzen Erläuterung der grundsätzlichen Ausrichtung 
herangezogen.  
Auch die SPD hat den demografischen Wandel erkannt und will ihn in 
ihrer Politik beachten und ihm mit Solidarität und sozialer Gerechtigkeit in 
der Politik entgegentreten. Der „vorsorgende Sozialstaat“ soll die Bürger 
frühzeitig auf die künftigen Belastungen einstellen und sie verteilen. 
Dadurch würden weiterhin alle Bürger in den Genuss einer Absicherung 
im Alter kommen. 
Die SPD will aus der demografischen Entwicklung nach Möglichkeit auch 
einen Nutzen für die gesamte Gesellschaft ziehen. Von einem auch 
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deshalb erstrebenswerten flexibleren Übergang in die Rente würden 
zuerst die rentennahen Jahrgänge profitieren. Zu gegebener Zeit aber 
auch die im Moment beitragszahlende Generation. Hierbei ist jedoch 
schon ohne Konkretisierung der Pläne zu konstatieren, dass die 
Finanzierung im Falle einer Erwerbszeit verkürzenden Flexibilisierung 
voraussichtlich fast ausschließlich die jüngeren Generationen belasten 
würde. 
Die Sozialdemokraten vermitteln allen Bürgern Sicherheit, indem sie 
beabsichtigen am bisherigen Konzept der Alterssicherung festzuhalten. 
Gleichzeitig  wird durch das dreigliedrige Alterssicherungssystem auch die 
Notwendigkeit einer möglichst breiten Vorsorge unterstrichen, was die 
gesamte Gesellschaft betrifft. 
Die SPD sendet die Botschaft, dass die Dauer und Vergütung der Arbeit 
im Erwerbsleben direkt mit der Alterssicherung zusammenhängt und es in 
der Rentenversicherung nicht zu einer vollständigen Umverteilung 
kommen soll, die bestimmte Personenkreise unmittelbar stärker belastet. 
Durch eine „Erwerbstätigenversicherung“ soll die flächendeckende 
Altersvorsorge aller Bürger gewährleistet werden, wovon faktisch alle 
profitieren, die bisher nicht vorgesorgt haben. Es ist aber auch zu 
erwarten, dass sich beispielsweise einige in der Gruppe der Selbständigen 
ihrer Freiheit selbst zu entscheiden, beraubt fühlen. 
Auch eine eigenständige Alterssicherung von Frauen soll die finanzielle 
Absicherung eines großen Personenkreises im Alter gewährleisten. Dies 
würde voraussichtlich jedoch zu wesentlich höheren Ausgaben der 
Solidargemeinschaft führen.  
 
Die eben genannten Ausführungen zum Grundsatzprogramm sind jedoch 
eher als Zielformulierung zu sehen und weniger als konkreter 
Maßnahmenkatalog wie später bei den jeweiligen Bundestagswahlen. Es 
werden weniger polarisierende Thesen, sondern eher grundsätzliche, in 
ihrer Umsetzung offene Absichten erklärt, die auf lange Zeit ausgelegt 
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sind. Folglich ist auch noch keine überdurchschnittliche Bevorzugung 
rentennaher Jahrgänge zu erkennen. 
 
Die Forderung nach Gerechtigkeit und Solidarität sowie einer sozialen 
Politik ist gleichermaßen in allen vorliegenden Wahlprogrammen der 
Sozialdemokraten zu erkennen. Hierbei ist der demografische Wandel 
dergestalt zu beachten, dass er die Ausrichtung und Anpassung des 
politischen Handelns vorgibt und die Chance der Lebenserfahrungen der 
Älteren einfließen lässt. Der Handlungsbedarf wurde also erkannt, und es 
werden die Grundprägungen der Politik beschrieben, sodass möglichst 
viele Bürger von der Rentenpolitik profitieren können.  
Auch das Bestreben, weiterhin Rentenanpassungen vorzunehmen, zeugt 
von beständiger Politik in den Wahlprogrammen. Es dient der gebotenen 
Teilhabe aller an der Lohnentwicklung, wovon auf lange Sicht bezüglich 
ihrer zukünftigen Rentenhöhe viele Wähler profitieren, diese aber bei der 
Finanzierung zum jetzigen Zeitpunkt gleichzeitig, über mögliche steigende 
Beiträge, belastet werden. Das Vorhaben im Wahlprogramm 2013, das 
Rentenniveau ungeachtet der Finanzierbarkeit bis 2020 halten zu wollen 
erscheint zwar unter dem sozialen Aspekt korrekt, muss aber im Hinblick 
auf die beitragszahlende Generation, die für mehr Rentner aufzukommen 
hat, mit Bedacht ausgearbeitet werden, was eine nahezu unüberwindbare 
Herausforderung darstellen könnte. Hierdurch würden Rentner explizit 
bevorzugt, während jüngere Generationen durch die Last der 
Finanzierung benachteiligt wäre, was nach den obigen Ausführungen der 
SPD ausgeschlossen werden sollte. Ein solcher Schritt müsste ungeachtet 
des sozialen Gedankens auch an die Finanzierbarkeit und Realisierbarkeit 
gekoppelt sein. 
Die seit 2009 zur Debatte stehende Erwerbstätigenversicherung ist als 
Schritt gegen Altersarmut zu sehen, den alle Versicherten solidarisch 
mitfinanzieren. Hiervon profitieren die  Neuaufnahmen in der 
Rentenversicherung und damit die soziale Gerechtigkeit. 
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Die SPD verfolgt durchgängig das Ziel, die Alterssicherung auf drei Säulen 
aufzubauen. Hierzu gehört die gesetzliche Rente als Grundversorgung, 
die um betriebliche und private Altersvorsorge ergänzt werden muss, da in 
Zeiten des demografischen Wandels die vollständige, selbst finanzierte 
Absicherung außerhalb der Grundsicherung oft nicht mehr gewährleistet 
ist. Um das Versorgungsniveau weiter möglichst hoch zu halten sind nach 
Ansicht der SPD betriebliche und private Altersvorsorge attraktiver zu 
gestalten. Von dieser notwendigen und beständig verfolgten Ausrichtung 
sind viele Wähler gleichermaßen betroffen, profitieren aber weiterhin von 
der Sicherungsfunktion, was auf soziale Gerechtigkeit hinweist. Dies zeigt 
ebenso das Vorhaben, die gesetzliche Rentenhöhe weiterhin an die 
Beiträge während des Erwerbslebens zu koppeln. 
Im Jahr 2005 wurde noch die Ansicht vertreten, man solle die älteren 
Erwerbstätigen möglichst lange in das Erwerbsleben einbinden und so 
den damaligen Renteneintritt mit 65 Jahren festigen. Das mögliche 
Finanzierungsproblem sowie weitere Folgen des demografischen Wandels 
wurden erkannt und ihnen sollte bestmöglich begegnet werden. Auch 
2009 wurde die Problemlösung weiter verfolgt und die Politik des jetzt 
noch späteren Rentenbeginns befürwortet. Diese Ansicht kann als 
notwendig und gleichzeitig auch als be- und entlastend gesehen werden. 
Diese beständige Politik sollte 2013 aufgegeben werden, um das späte 
Renteneintrittsalter auf seine Wirksamkeit hin zu untersuchen und je nach 
Ergebnis nach unten zu korrigieren. Trotz Kenntnis der aus dem 
demografischen Wandel resultierenden Zukunftsaussichten und der 
darauf basierenden bisherigen Politik ist dieses Vorhaben ein irritierendes 
Signal in eine ganz neue Richtung.  
Im Wahlprogramm 2009 wurde die Besserbewertung von 
Arbeitslosigkeitszeiten und Zeiten des Bezugs von Niedriglöhnen verfolgt. 
Schon dieser Schritt hätte, um eine Überlastung der beitrags- und 
steuerpflichtigen Generation zu vermeiden, in der Finanzierung gut 
durchdacht und in der Notwendigkeit gut begründet sein müssen. 
Nutznießer dieses Schrittes wären die unmittelbar Betroffenen. 
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Gleichzeitig würde die Solidargemeinschaft aber unter den hohen Kosten 
dieses sozial möglicherweise angebrachten Vorhabens leiden. 
2013 wurden die Pläne noch ausgeweitet, indem durch diesen Schritt und 
eine Besserbewertung der Kindererziehung ein Solidarrentenbetrag von 
850 Euro erreicht werden sollte. Erst wenn dieser Betrag durch dieses 
Vorgehen nicht erreicht werden würde, sei auf die bestehende 
Grundsicherung zurückzugreifen. Ein Grundsicherungsbetrag außerhalb 
der Grundsicherung ist in Zeiten der leistungsmindernden Politik nicht 
nachvollziehbar und als Doppelabsicherung auch ohne nennenswerte 
Wirkung. Ob die beabsichtigte dauerhafte Finanzierung aus Steuermitteln 
beibehalten werden würde, bleibt dahingestellt, führt aber in jedem Fall zu 
einer Mehrbelastung der Versicherten. Gleichzeitig würden unmittelbar 
diejenigen Rentner profitieren, die bisher aus der Grundsicherung nach 
Bedürftigkeitsprüfungen ihre Renten aufgestockt erhalten. 
Profiteure hiervon wären unmittelbar die Rentner und die rentennahen 
Jahrgänge bei gleichzeitgier doppelter Benachteiligung der 
beitragszahlenden Generation in Gestalt des höheren und längeren 
Rentenaufkommens. 
 
Seit 2009 verfolgt die SPD das Ziel, die Arbeitsbedingungen und 
Übergänge in die Rente für ältere Arbeitnehmer zu verbessern. Im 
Wahlprogramm 2009 sollte dies noch mit beispielsweise besserer 
Arbeitsvermittlung gewährleistet werden. 
2013 wurde als Konkretisierung des Vorhabens von 2009 mit der 
abschlagsfreien Rente mit 63 nach 45 Beitragsjahren oder gleichwertigen 
Modellen ein wesentlich offensiverer Vorschlag ins Feld geführt.  
Von beidem profitieren ältere Arbeitnehmer unmittelbar, während jüngere 
Generationen mittelbar oder unmittelbar stärker belastet werden. Ob sie 
am Erhalt dieser etwaigen Regelung im Hinblick auf die bisherige Politik 
überhaupt noch partizipieren können, ist nicht sicher. Dieses Vorgehen ist 
ein Schritt in eine neue, nicht mit der bisherigen Politik zu vereinbarende 
Richtung. Es ist ein Signal, das suggeriert, dass es trotz des 
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demografischen Wandels in Zukunft nicht zu 
Finanzierungsschwierigkeiten kommen kann, und somit auch keine 
Notwendigkeit des Sparens vorliegt. Ein nicht explizit genannter, aber 
durchaus zu den Aussagen passender Ansatz, wäre der Ausbau der 
Flexibilität, sowie die Honorierung von Erwerbstätigkeit nach Erreichen 
des Renteneintrittsalters als Anreiz länger als geplant zu arbeiten. 
Seit dem Wahlprogramm 2009 wird der Abbau der Unterschiede zwischen 
neuen und alten Bundesländern im Rentensystem verfolgt. Aus Gründen 
der Gerechtigkeit soll ein einheitliches Rentensystem etabliert werden. Ein 
Vorteil wäre also für die deutsche Einheit gegeben. Einen Nachteil haben 
aber die Bürger in Ost und West gleichermaßen zu tragen, die einen 
solchen Schritt finanzieren müssten. Die finanziellen Auswirkungen auf 
den einzelnen Rentner sind erst dann absehbar, wenn die genaue 
Ausgestaltung des Vorhabens beschrieben wird. Es müssten auf jeden 
Fall die Konsequenzen abschließend durchdacht werden. Ob sich nach 
Wegbrechen des Ausgleichsfaktors unmittelbare positive Auswirkungen 
für Ost-Rentner ergeben, bleibt offen. 
Die SPD verfolgt seit 2009 die Einführung von Zusatzbeiträgen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Hiermit soll der Altersarmut vorgebeugt 
werden. Je nach genauer Ausgestaltung des Vorhabens würden sich Vor- 
oder Nachteile für bestimmte Wählergruppen ergeben. Eine explizite 
Bewertung von Bevorzugungen und Benachteiligungen ist aufgrund des 
großen Interpretationsspielraums ohne vorliegende Maßnahmenpläne 
jedoch nicht möglich. 
Ausschließlich im Wahlprogramm 2013 findet sich die Absicht, die 
Erwerbsminderungsrenten ohne Abschläge und mit einer längeren 
Zurechnungszeit zu berechnen. Profiteure wären hier folglich 
ausschließlich die Bezieher von Erwerbsminderungsrenten. Für die 
Finanzierung würden auf lange Sicht die folgenden Generationen sorgen. 
Ungeachtet des etwaigen sozialen Handlungsbedarfs, der durch die 
Grundsicherung ausgeglichen werden kann, ist dieses Vorhaben ein 
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falsches Signal in Zeiten, in denen aufgrund des demografischen Wandels 
eine sparsame, zukunftsorientierte Politik angezeigt wäre. 
 
In den jüngsten Ausführungen ist also ein Wandel zu einer insgesamt 
wählerfreundlicher orientierten Rentenpolitik erkennbar, obwohl der 
demografische Wandel eigentlich als Vorgabe dienen sollte, und deshalb 
weiterhin Sparpolitik zu verfolgen wäre. 
In den Fällen des Beharrens auf die Festigung des Rentenniveaus, der 
beabsichtigten Überprüfung des späten Rentenbeginns und den günstigen 
Modellen zum Renteneintritt wurden überwiegend ältere Generationen von 
der Politik begünstigt, während jüngere ohne Gewissheit des späteren 
eigenen Vorteils im Übermaß belastet werden. Von der Solidarrente und 
den Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente profitieren jeweils 
nur bestimmte, aber wachsende165 Wählerkreise innerhalb der 
Wählerschicht der rentennahen Jahrgänge, während die Finanzierung der 
Vergünstigungen auf den Schultern der schrumpfenden beitragszahlenden 
Generation liegen würde. Die eben genannten Wählerkreise stellen in 
Bezug auf die Solidarente die Bezieher niedriger Renten und bei den 
Erwerbsminderungsrenten die hauptsächlich älteren Betroffenen dar. Bei 
letzterem kann beim bislang schon recht hohen Durchschnittsalter166 des 
Renteneintritts ein weiterer Anstieg durch die Erhöhung der Altersgrenzen 
erwartet werden, da das Risiko der Erwerbsminderung mit 
fortschreitendem Alter steigt. 
In gleichem Maße ist keine in die Zukunft gerichtete, die gesetzliche 
Rentenversicherung stärkende Politik zu erkennen. Mit dieser 
wählerfreundlichen Politik kann die Absicht einer Umkehr weg von einer 
beständigen, vorausschauenden Rentenpolitik hin zu einer 
kurzsichtigeren, die rentennahen Jahrgänge bevorzugenden Rentenpolitik 
unterstellt werden. Im nächsten Kapitel wird behandelt, ob man im Falle 
der Rentenpolitik der SPD von Klientelpolitik sprechen kann. 
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3.2.4 Handelt es sich bei der Rentenpolitik der SPD um 
Klientelpolitik? 
In Anwendung der in den Kapiteln 2.3 und 2.4 erörterten Merkmale der 
Klientelpolitik ist folgendes zu erkennen.  
Es handelt wie gefordert auf der einen Seite die SPD als Partei dergestalt, 
dass sie eine die rentennahen Jahrgänge bevorzugende Politik betreibt 
und auf der anderen Seite die Wählerschaft eben dieser Personen, die, 
wie in den Abbildungen 3 und 4 zu erkennen ist, eine Altersgruppe 
darstellen, die überdurchschnittlich167 häufig die SPD wählen. Diese 
beiden Seiten tauschen demnach ungleiche Ressourcen als materielle 
Versprechen gegen immaterielle Unterstützung. Zum Einen also das 
Angebot einer begünstigenden Politik168, und zum Anderen 
Wählerstimmen. Hiervon haben beide Seiten, bei jeweiliger Einhaltung, 
einen Nutzen. Hierbei ist eine gewisse gegenseitige Abhängigkeit ins Feld 
zu führen. Diese resultiert aus der Tatsache, dass beide Seiten keine 
gesicherte Zusage ihres Handelns geben, jedoch allein der Wunsch nach 
Erfüllung für beide Seiten das Angebot als lohnend erscheinen lässt. 
Trotzdem bleibt bei vorliegendem Verhältnis die Freiwilligkeit erhalten, was 
die Verteilung der Stimmen auf die Parteien zeigt. Die Bevorzugungen in 
der Rentenpolitik der SPD sind informeller Natur. Dies zeigt sich am 
Fehlen von expliziten Vereinbarungen und dem bloßen Angebotscharakter 
eines Wahlversprechens, das im Grunde gegenüber jedermann gilt.   
 
Nach den Merkmalen der Klientelpolitik können die in den letzten 
Legislaturperioden in den Wahlprogrammen der SPD zu erkennenden 
Bevorzugungen folglich in der Tat als eine die rentennahen Jahrgänge 
betreffende Klientelpolitik gesehen werden. 
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4 Fazit  
"Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer 
Bundesstaat." Was das Grundgesetz in Art. 20 normiert, ist als 
richtungsweisend allen Bürgern gegenüber zu sehen. Umso schwerer 
wiegt da der Vorwurf, in der Rentenpolitik, als Teil der Sozialpolitik, würde 
eine bestimmte Wählergruppe bevorzugt. Deshalb liegt auch die 
Vermutung nahe, dass Vertreter der Regierungskoalition aus Union und 
SPD, insbesondere solcher aus dem von den Sozialdemokraten geführten 
BMAS, dagegen argumentieren und ihre politische Ausrichtung als Schritt 
der Gerechtigkeit verteidigen würden. Jedoch bliebe offen, wem 
gegenüber diese Gerechtigkeit gilt. Im Sinne des Grundgesetzes sollte sie 
dem gesamten deutschen Volk gelten. Also aus dem sozialen Blickwinkel 
gleichermaßen den rentennahen Jahrgängen, die von ihrer Rente gut 
leben können wollen, und auf der anderen Seite den jüngeren, noch lange 
zahlenden Generationen, die in der Gegenwart nicht unter den zu hohen 
Belastungen leiden wollen und gleichzeitig später noch auf das System 
der Rentenversicherung zurückgreifen möchten. 
In keine Richtung sollte also, insbesondere angesichts  des 
demografischen Wandels, die politische Zielsetzung ausschlagen, um 
nicht vor einem Konflikt bei der Verteilung finanzieller Ressourcen zu 
stehen. Eine klare und zielführende Linie ist also angezeigt. Als eine 
solche kann die von Boeckh, Huster und Benz erkannte Etablierung und 
anhaltende Stärkung von Altersvorsorgeformen außerhalb der 
gesetzlichen Rentenversicherung gesehen werden.169 Trotzdem wird 
weiterhin ein Absinken des Sicherungsniveaus der gesetzlichen 
Rentenversicherung prognostiziert.170 
 
Ist die Relevanz der in der Einleitung behandelten Thematik nun wieder 
präsent, so können im Folgenden die in Titel und Einleitung 
aufgeworfenen Fragen nun zusammenfassend beantwortet werden. Diese 
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wurden im Verlauf der vorliegenden Arbeit Stück für Stück bearbeitet. 
Zunächst durch die Herausarbeitung der Merkmale der Klientelpolitik, die 
im Zusammenhang dieser Arbeit wie folgt festgehalten wurden: 
Informalität der Beziehung, zweiseitiger (Wähler und Partei) Tausch von 
Vergünstigungen (Wählerstimmen und politische Bevorzugung) mit 
wechselseitigem Nutzen, Ungleichheit der angebotenen Leistungen, 
Freiwilligkeit der Verbindung. Danach wurde die jeweilige rentenpolitische 
Ausrichtung der beiden Parteien CDU und SPD analysiert, woraufhin 
anhand der differenzierten Aufteilung von zehn Jahren parteipolitischer 
Ausrichtung der Rentenpolitik eine Entwicklung zu einer die rentennahen 
Jahrgänge bevorzugenden Politik bei gleichzeitiger finanziellen Belastung 
der jüngeren Generationen  festgestellt werden konnte. Nach 
Maßnahmen, wie z.B. der oben genannten Einführung weiterer 
Alterssicherungssysteme als Ergänzung, war nicht mit Vergünstigungen 
zu rechnen. Somit haben einige politische Vorhaben das Ziel der 
Konsolidierung der gesetzlichen Rentenversicherung verfehlt. Eine 
beständige Vorgehensweise ist, die vorliegenden Wahlprogramme 
übergreifend, bei beiden Parteien oft nicht ersichtlich. Dies zeigt sich 
insbesondere am plötzlichen Aufflammen von Vorhaben, wie dem 
Rentenzuschuss auf 850 Euro seitens der CDU und der Rente mit 63 
seitens der SPD. Konkrete Vorschläge wie diese zeigen, dass durchaus 
schon vorgefertigte Pläne der Parteien in die Koalitionsverhandlungen 
mitgebracht wurden. Die oben konstatierten Bevorzugungen wurden dann 
anhand der eben genannten Merkmale auf Klientelpolitik hin untersucht. 
Dieses Phänomen konnte daraufhin bei beiden Parteien dem Grunde 
nach bejaht werden, wobei sich die Klientelpolitik von Seiten der CDU 
verteilter, bedeutend unterschwelliger und unkonkreter darstellt. Aber nicht 
allein die Leistungsverbesserungen gegenüber älteren Wählern reichten 
aus, um von Klientelpolitik sprechen zu können. Vielmehr muss der 
gesellschaftliche Kontext betrachtet werden, der aus Verbesserungen für 
die eine Altersgruppe Verschlechterungen für eine andere Altersgruppe 
macht. Außerdem fordert die Definition der Klientelpolitik ein aktives 
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Mitwirken der Handelnden. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die 
Bevorzugungen schon vor der Wahl angeboten werden und sich nicht 
etwa erst während des Regierens entwickeln. Bei einem Wähleranteil der 
rentennahen Altersgruppe von über 40 Prozent der jeweiligen Partei ist 
jedoch die wechselseitige Beziehung zwischen vielen Stimmen und 
günstiger Politik für viele durchaus auch nachvollziehbar.171  
Trotz dieser grundsätzlichen Bestätigung der Klientelpolitik durch die 
Merkmale ist nicht von der Hand zu weisen, dass die Parteien keine 
ausschließlich auf die älteren Wähler zugeschnittene Rentenpolitik 
verfolgen, sondern nach wie vor am bewährten Rentensystem für alle 
Wähler festhalten und auch versuchen, Verbesserungen für alle Wähler 
einzubringen. Es wird versucht, die Klientelpolitik in einem möglichst 
geringen Rahmen zu halten, um weiterhin als Volkspartei zu gelten. Aus 
diesem Grund wird insbesondere in den Grundsatzprogrammen, aber 
auch in den Wahlprogrammen versucht, die Aussagen möglichst 
allgemein zu halten. 
Des Weiteren führt gerade die nicht wissenschaftliche, alltägliche 
Verwendung des Ausdrucks Klientelpolitik zu einer vorschnellen und zu 
umfangreichen Verurteilung der Parteien. Journalisten benutzen das Wort 
nicht einheitlich172 und in unterschiedlichen Kontexten. Wie man in 
Zeitungsartikeln173 oder anderen Veröffentlichungen des Öfteren erkennen 
kann, sind sich ebenso die Parteien im Gebrauch oft nicht einig oder in der 
definitorischen Nutzung ungenau.174 Der Begriff wird meist dann 
eingesetzt, wenn die eigene politische Meinung stark konträr175 ist und der 
betreffenden Partei etwas Negatives vorgeworfen werden soll. Auch 
Phänomene wie z.B. Lobbyismus werden bisweilen fälschlicherweise als 
Klientelpolitik bezeichnet.  
                                            
171
 Dieses Verhältnis wurde an anderer Stelle schon ausgeführt und findet seine 
Begründung in den Abbildungen 3 und 4. 
172
 Vgl. Maczak, 2005, S.433f. 
173
 Ein beispielhafter Artikel wurde in der Einleitung genannt. Artikel mit ähnlicher 
Aussage finden sich jedoch in großer Menge. 
174
 Vgl. afp/dpa, 2014. 
175
 Vgl. u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Hrsg.), 2013. 
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Aber unabhängig davon, wie eine Bevorzugung einer bestimmten Gruppe 
bei gleichzeitiger Benachteiligung einer anderen Gruppe bezeichnet wird, 
so ist sie sowohl aus demokratischer, als auch aus sozialer Sicht nicht zu 
begrüßen. Außerdem sollen Parteien als Interessensvermittler zwischen 
Bürgern und Politik fungieren.176 Gemäß Art. 21 des Grundgesetzes 
„wirken [sie] bei der politischen Willensbildung des Volkes mit.“ 
Klientelpolitik ist zu personenspezifisch, als dass sie noch Teil politischer 
Willensbildung der ganzen Bevölkerung gesehen werden kann. Es wird 
also der verfassungsrechtliche Auftrag teilweise verfehlt.  
 
Ob sich diese Entwicklung auch fortsetzen wird, werden die nächsten 
Wahlen zeigen. Doch darf generell argumentiert werden, dass ein solch 
existenziell wichtiges Thema kein Wahlkampfthema werden darf, sondern 
sich immer an der Möglichkeit zur sozialen Teilhabe aller Bürger 
orientieren muss. Andernfalls könnte die Politik auf einen 
Verteilungskonflikt zwischen den Generationen zusteuern, den es bei 
Fortsetzung einer nachhaltigen Rentenpolitik nicht gegeben hätte. Um 
solche Diskrepanzen zu vermeiden, ist eine nachhaltige Rentenpolitik 
anzustreben, die von staatlicher Seite Gleichbehandlung fördert. 
  
                                            
176
 Vgl. Schmidt, 2011, S.80. 
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